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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Image der Schweiz im Ausland

Die Romanfigur «Heidi» und ihre Bedeutung für das Image der Schweiz als Alpenland
erhielten 2019 mit einer Ausstellung und einem Buchbeitrag gleich mehrfache
Aufmerksamkeit, was sich auch in den Medien widerspiegelte.
Die Geschichte des Alpenmädchens von Johanna Spyri war in den 1970er Jahren als
Trickfilmserie umgesetzt worden und hatte in der Folge weltweite Berühmtheit erlangt.
Das Landesmuseum in Zürich zeigte zwischen Juli und Oktober 2019 eine Schau über
die japanische Anime-Serie Heidi. Die Ausstellung wurde von Expertinnen und Experten
der Universität Zürich sowie einem japanischen Expertenteam betreut und fokussierte
nicht nur die Serie, sondern durchleuchtete auch die wirtschaftlichen und kulturellen
Beziehungen zwischen der Schweiz und Japan.
Insbesondere in Japan, wo sich die Bevölkerung nach dem Zweiten Weltkrieg nach
einem Gegengewicht zur Industrialisierungs- und Technologisierungswelle gesehnt
habe, die das Land gerade durchlebt habe, sei das Image einer idyllischen Schweiz
durch Heidi stark geprägt worden. Doch auch in der Schweiz und insgesamt über 20
anderen Ländern sei Heidi für ein Millionenpublikum ausgestrahlt worden, sodass die
Serie schliesslich bald mindestens ebenso bekannt wurde wie das Buch von Spyri, wie
verschiedene Medien im Vorfeld über die Ausstellung berichteten.
Für die Recherchen zur Serie seien in den 1970er Jahren die vier federführenden
Künstler, welche teilweise später auch an der Gestaltung von Super Mario oder
Pokémon sowie der Gründung des weltbekannten «Studio Ghibli» beteiligt waren, nach
Maienfeld in Graubünden gereist und hätten schweizerische «Landschaften, Kinder,
Senioren, Pferdewagen und allerlei Alltagsgegenstände» künstlerisch studiert, wodurch
die Gestaltung der Serie massgeblich beeinflusst worden sei. Die Künstler hätten
teilweise in einer Alphütte auf dem Ochsenberg gewohnt, der mittlerweile als
«Heidialp» vermarktet werde. 
Ferner widmete Nationalrätin Min Li Marti (sp, ZH) dem Alpenmädchen einen
Buchbeitrag in «Unsere Schweiz – Ein Heimatbuch für Weltoffene». Dort gestand Marti,
dass sie «Heidi-Kassettli» liebe. Im Buch, so ein kritischer Bericht der Aargauer Zeitung
im Juli, versuchten über 50 Autorinnen und Autoren den bis anhin von konservativen
Kreisen beanspruchten Heimatbegriff für ein linkes Publikum zu definieren. Dies sei ein
gar nicht so einfaches Unterfangen, sei doch der Begriff zentrales Element des
Nationalsozialismus' gewesen und bereits davor von der politischen Linken stets
abgelehnt worden. Deshalb sei das Buch, so das ernüchternde Fazit der Zeitung, je
nach Betrachtungsweise als «reflektiert und selbstkritisch» oder aber als «nicht enden
wollenden Eiertanz zwischen zwei Buchdeckeln» zu bezeichnen.
Auch die Weltwoche berichtete über Heidi, allerdings über den 2015 gedrehten Realfilm
von Alain Gsponer, denn der Film wurde am 16. Mai 2019 in Kinos der Volksrepublik
China ausgestrahlt und die Zuschauenden sollen vom Film «begeistert gewesen sein».
Enttäuscht würden die chinesischen Touristengruppen in Zukunft aber wohl wieder aus
der Schweiz abreisen, prognostizierte die Weltwoche. Denn wenn diese wegen dem
Film nun auf ein Selfie mit dem Alpenmädchen ins «Heidiland» – so auch der Name der
Touristenregion zwischen Bad Ragaz und dem Walensee – reisten, dann würden sie dort
besagtes Heidi gar nicht finden. 1

ANDERES
DATUM: 29.07.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2023 als Erstrat mit dem
Bundesgesetz über die Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz
(BEKJ). Nach einer ausführlichen Debatte trat die grosse Kammer mit 133 zu 53
Stimmen auf den Entwurf ein. Die SVP-Fraktion stimmte geschlossen gegen Eintreten,
weil die Vorlage ihrer Meinung nach unzulänglich war. Minderheitssprecher Pirmin
Schwander (svp, SZ) kritisierte, dass der Entwurf den Weg für den Aufbau mehrerer
paralleler Kommunikationsplattformen offen lasse, was nicht effizient sei. Ausserdem
äusserte er Sicherheitsbedenken und monierte, dass ein allfälliger Totalausfall der
Plattform im Gesetz nicht geregelt werde. Die Berichterstatterin der
Kommissionsmehrheit, Min Li Marti (sp, ZH), zeigte sich indes überzeugt, dass die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2023
KARIN FRICK
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Digitalisierung in der Justiz zu einer effizienteren Zusammenarbeit zwischen den
Verfahrensbeteiligten führen könne. Sie betonte zudem, dass die Vorlage von den
Kantonen «ausdrücklich gewünscht und befürwortet» werde.
In der anschliessenden Detailberatung gab es lediglich zwei Minderheitsanträge.
Einerseits nahm eine Minderheit Marti die schon in der Eintretensdebatte
vorgebrachten Bedenken auf, dass es weder sinnvoll noch effizient sei, mehrere
Plattformen parallel zu betreiben. Sie wollte diese Möglichkeit daher aus dem Gesetz
streichen, während es die Mehrheit als sinnvoll erachtete, diese Option vorerst offen zu
lassen. Die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat stützte die Position der
Kommissionsmehrheit mit 105 zu 80 Stimmen und beliess den Artikel gegen den Willen
des links-grün-grünliberalen Lagers unverändert. Auch die SVP-Fraktion, die unter
anderem genau damit für Nichteintreten argumentiert hatte, stimmte jetzt dagegen,
diesen Artikel zu streichen. Eine weitere Minderheit Marti forderte andererseits, dass
die Arbeitsverhältnisse der Angestellten der Körperschaft, die mit dem Aufbau und dem
Betrieb der Plattform betraut sein wird, dem öffentlichen Personalrecht unterstellt
statt privatrechtlich geregelt werden. Ausserhalb der Fraktionen der SP und der Grünen
fand dieser Vorschlag jedoch keinen Anklang. Die übrigen Änderungsanträge der RK-NR
waren unbestritten. Es handelte sich dabei vor allem um diverse Präzisierungen am
bundesrätlichen Entwurf. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 133 zu 53 Stimmen an.
Wie schon beim Eintreten votierte die SVP-Fraktion geschlossen dagegen.
Abschliessend stimmte der Nationalrat stillschweigend für die Abschreibung der Motion
12.4139, die die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs gefordert hatte. 2

Äussere Sicherheit

Mit einem im Dezember 2021 eingereichten Postulat forderte Min Li Marti (sp, ZH) vom
Bundesrat die Ausarbeitung einer Auslegeordnung zur Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung. Die Postulantin begründete ihren Vorstoss damit, dass die
Zuständigkeiten innerhalb der verschiedenen Massnahmen zur Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung nicht immer klar abgrenzbar seien. Die geforderte
Auslegeordnung soll die Zuständigkeiten und rechtlichen Grundlagen für das Fedpol,
den NDB und die kantonalen Polizeibehörden klar aufzeigen und so problematische
Doppelspurigkeiten, Unklarheiten und Abspracheprobleme verhindern. Der Bundesrat
zeigte Verständnis für das Anliegen und beantragte die Annahme des Postulats.
Bekämpft wurde das Postulat indes von Andreas Glarner (svp, AG). Zwar stimmte er der
Postulantin insofern zu, als allfälligen Lücken und Doppelspurigkeiten in der
Terrorismus- und Extremismusbekämpfung entgegengewirkt werden müsse, er
erachtete einen Bericht jedoch nicht als passende Massnahme. Der Nationalrat nahm
das Postulat in der Sommersession 2022 mit 134 zu 54 Stimmen ohne Enthaltung an. 3

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

Strafrecht

In der Frühjahrssession 2021 begrüsste Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG) seine
Ratskolleginnen und -kollegen zur «kleinen Monsterdebatte» über die Revision der
Strafprozessordnung. Der Nationalrat nahm sich der punktuellen Anpassung der StPO
zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit (in Umsetzung der Mo. 14.3383) als Erstrat an.
Er trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Zwei Minderheitsanträge Nidegger (svp,
GE) und Addor (svp, VS) auf Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, noch
verschiedene zusätzliche Punkte in die Revision zu integrieren, fanden ausserhalb der
SVP-Fraktion keine Zustimmung und blieben damit chancenlos.
Erster Kernpunkt der Diskussion war die Einschränkung der Teilnahmerechte der
beschuldigten Person. Die aktuell geltende Regelung wurde in der Debatte immer
wieder als einer der Auslöser für die vorliegende StPO-Revision genannt. Der Bundesrat
hatte im Entwurf vorgesehen, dass die beschuldigte Person von einer Einvernahme
ausgeschlossen werden kann, solange sie sich zum Gegenstand der Einvernahme noch
nicht selber einlässlich geäussert hat. Er wollte damit der Strafverfolgung die
Wahrheitsfindung erleichtern, wie Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte. Indem
Beschuldigte unter bestimmten Voraussetzungen von der Einvernahme anderer
Personen ausgeschlossen werden können, soll verhindert werden, dass sie ihre
Aussagen einander anpassen. Befürworterinnen und Befürworter im Nationalrat
argumentierten überdies, dass Zeuginnen und Zeugen durch die Anwesenheit der
beschuldigten Person – oder letztere durch die Anwesenheit des «Bandenboss[es]»
(Barbara Steinemann, svp, ZH) – eingeschüchtert und unter Druck gesetzt werden
könnten, was die Qualität der Aussagen beeinträchtige. Vertreterinnen und Vertreter

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2021
KARIN FRICK
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der Gegenseite warnten dagegen vor der Einführung einer «faktische[n]
Mitwirkungspflicht» (Ursula Schneider Schüttel, sp, FR): Die neue Regelung bewirke,
dass die beschuldigte Person sich zur betreffenden Sache im Detail äussern – d.h. auf
ihr Aussageverweigerungsrecht verzichten – müsse, um bei den Beweiserhebungen
dabei sein zu dürfen. Für jemand Unschuldiges sei das besonders schwierig, führte
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) aus, «[d]enn der kann nämlich nichts anderes sagen,
als dass er unschuldig ist». Den Beweiserhebungen nicht beizuwohnen und daher nicht
genau zu wissen, was einem vorgeworfen werde, erschwere indessen die eigene
Verteidigung, so Ursula Schneider Schüttel weiter. Zwar gab auch Bundesrätin Karin
Keller-Sutter den Gegenstimmen recht, dass das Teilnahmerecht der Beschuldigten
«als Ausgleich für die strukturell starke Stellung der Staatsanwaltschaft notwendig» sei,
hielt die vorgeschlagene Einschränkung jedoch für «massvoll und zurückhaltend». Für
ihre Fraktion sei der Artikel allerdings die «Pièce de Résistance» der Vorlage,
bekundete SP-Vertreterin Ursula Schneider Schüttel ebenso wie Christian Lüscher (fdp,
GE), der für die Mehrheit der FDP-Fraktion sprach. Sinngleich erklärte auch Sibel Arslan
(basta, BS), im Falle der Annahme der neuen Einschränkung werde die Grüne Fraktion
«die ganze Vorlage infrage stellen müssen». Mit 103 zu 85 Stimmen bei zwei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer schliesslich ihrer Kommissionsmehrheit, die
beim Status quo bleiben wollte. SP und Grüne setzten sich mit Unterstützung von Teilen
der FDP- und der Mitte-Fraktionen durch.
Erfolgreicher war der Bundesrat mit seinem Ansinnen, die Voraussetzungen für die
Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr zu lockern, wobei der
Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit folgend eine vom Bundesrat abweichende
Formulierung wählte. Justizministerin Karin Keller-Sutter stellte im Rat jedoch fest,
dass nach Ansicht des Bundesrates kein materieller Unterschied zwischen den beiden
Formulierungen bestehe. Eine weitere Niederlage musste der Bundesrat bei der
vorgesehenen Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide
des Zwangsmassnahmengerichts hinnehmen. Er hatte diese in der StPO festschreiben
wollen, um die ohnehin bereits vom Bundesgericht angewandte Praxis gesetzlich zu
verankern. «Es ist unbefriedigend, wenn sich weder die Legitimation noch das
Verfahren aus dem Gesetz ergeben», begründete die Justizministerin diese Neuerung.
Der Nationalrat folgte auch in dieser Frage mit 98 zu 89 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und strich den betreffenden Absatz aus der Vorlage. Die
geschlossen für die Version des Bundesrates stimmenden Fraktionen der SVP und der
FDP sowie einzelne Stimmen aus der Mitte- und der GLP-Fraktion befürchteten, ohne
Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft könnte «eine zu Unrecht erfolgte
Nichtanordnung von Haft» in gewissen Fällen «eine Fortsetzung der Strafuntersuchung
illusorisch» machen, wie es Christa Markwalder (fdp, BE) formulierte. Die Ratsmehrheit
folgte indessen der Argumentation von Mitte-Vertreter Philipp Matthias Bregy: Wenn
die Staatsanwaltschaft Beschwerde gegen die Nichtanordnung, Nichtverlängerung oder
Aufhebung der Untersuchungshaft einlegen könne, könne die Untersuchungshaft
«durch systematische Beschwerden der Staatsanwaltschaften unnötig verlängert»
werden. Selbst Bundesrätin Karin Keller-Sutter gab zu bedenken, es sei «alles andere als
klar», ob sich die Beschwerdeberechtigung für die Staatsanwaltschaft mit den Vorgaben
der EMRK vereinbaren lasse. Weil die Überführung der bundesgerichtlichen Praxis in
das Gesetz von einer angenommenen parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH;
Pa.Iv. 12.497) gefordert und in der Vernehmlassung mehrheitlich begrüsst worden sei,
habe sich die Regierung «trotz aller Bedenken und Unsicherheiten» entschieden, die
nun im Nationalrat durchgefallene Regelung in den Entwurf aufzunehmen, so die
Justizministerin.
Weiter sollten DNA-Profile gemäss dem Entwurf des Bundesrates neu auch dann
erstellt werden dürfen, wenn «erhebliche und konkrete Anhaltspunkte» für eine
Verwicklung der beschuldigten Person in bereits begangene oder künftige Delikte
bestimmter Schwere bestünden, und nicht mehr nur zur Aufklärung von Verbrechen,
die Gegenstand des aktuellen Verfahrens sind. Die Kommissionsmehrheit wollte hier
einerseits einen Schritt weiter gehen und schlug vor, dass bei vergangenen Straftaten
eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» bereits genügen sollte; für die Aufklärung
zukünftiger Straftaten lehnte sie andererseits die Erstellung eines DNA-Profils gänzlich
ab. Die Volkskammer folgte diesen beiden Anträgen, wobei die Verschärfung bezüglich
der vergangenen Straftaten gegen den Widerstand des links-grünen Lagers und die
Streichung bezüglich der zukünftigen Straftaten gegen die SVP- und Teile der Mitte-
Fraktion durchgesetzt wurde.
Überdies nahm der Nationalrat mit grosser Mehrheit auch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) an, der darauf zielte, die Möglichkeiten zur verdeckten Ermittlung im Bereich
der Kinderpornografie zu erweitern. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich
darauf hingewiesen, dass der Antrag in die sorgfältig austarierte Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen eingreife und deshalb abzulehnen sei. Ebenfalls gegen
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den Willen des Bundesrates fügte die grosse Kammer einen neuen Artikel über die
restaurative Gerechtigkeit («justice restaurative», Wiedergutmachungsjustiz) in die
StPO ein. Die Kommission habe sich mit 15 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu diesem
«mutigen Schritt» entschieden, berichtete Kommissionssprecher Beat Flach. Wenn
beide Seiten damit einverstanden sind, soll neu eine Art Mediation zwischen Opfern
und Tätern durchgeführt werden können. Es gehe nicht darum, wie von ablehnenden
Stimmen aus SVP und Mitte kritisiert, die Verfahren zu verlängern oder «dem Straftäter
gegenüber irgendwie Milde walten zu lassen», sondern dem Opfer eine Möglichkeit zu
geben, sich mit dem Geschehenen zu beschäftigen und es aufzuarbeiten. Erfahrungen
aus der Westschweiz und aus Belgien zeigten, dass solche Prozesse das «rein[e]
Aburteilen und Strafen» gut ergänzen und vor allem für die Opfer «eine Hilfe auf dem
weiteren Lebensweg» sein könnten. Bundesrätin Karin Keller-Sutter betonte, dass der
Bundesrat die «justice restaurative» nicht generell ablehne, mahnte den Nationalrat
aber zur Vorsicht, nicht übereilt zu handeln. Sie kritisierte die unpräzise Formulierung,
die sowohl den Anwendungsbereich als auch die Folgen einer allenfalls erfolgreichen
Wiedergutmachung zu stark offen lasse; das sei «unter dem Aspekt der rechtsgleichen
Behandlung heikel». Auch müsste die Frage zuerst mit den Kantonen diskutiert werden,
die die StPO schliesslich anwendeten. Den Einwand, das Konzept sei zu wenig
ausgereift, liess Kommissionssprecher Flach nicht gelten: Der Ständerat könne als
Zweitrat noch «nachjustieren». Mit 122 zu 71 Stimmen sah das auch der Nationalrat so
und hiess den Vorschlag seiner Kommissionsmehrheit gut, wobei sich die SVP-Fraktion
geschlossen und die Mitte-Fraktion mehrheitlich gegen die Einführung der
Wiedergutmachungsjustiz aussprach.
Eine weitere Neuerung, die der Bundesrat nicht durchsetzen konnte, war das Ansinnen,
die Staatsanwaltschaft zu verpflichten, die beschuldigte Person im
Strafbefehlsverfahren zwingend einzuvernehmen, wenn ihr eine unbedingte
Freiheitsstrafe droht. Eine Einvernahme erhöhte die Akzeptanz eines Strafbefehls,
begründete die Justizministerin diesen Schritt. Während eine links-grüne Minderheit
die Einvernahme auch bei hohen Geldstrafen verpflichtend machen wollte, erachtete
die bürgerliche Ratsmehrheit die heutige Regelung als ausreichend und strich den
Artikel gänzlich aus dem Entwurf.
Damit hatte der Nationalrat der Revisionsvorlage einige Zähne gezogen, die
insbesondere den Strafverfolgungsbehörden zugute gekommen wären. Von der
Ratslinken hatte sich der Bundesrat zunächst vorwerfen lassen müssen, einer
«durchaus beeindruckende[n] PR-Offensive» (Min Li Marti, sp, ZH) der
Staatsanwaltschaft erlegen zu sein. Gegen die Vorlage, wie sie nun vom Nationalrat
angepasst worden war, regte sich in der Gesamtabstimmung von linker Seite aber kein
Widerstand mehr. «Den Ton gaben Anwältinnen und Anwälte an», resümierte denn
auch die NZZ die Debatte. Mit dem Ergebnis explizit unzufrieden zeigte sich die SVP-
Fraktion. Die versprochene Verbesserung der Praxistauglichkeit der StPO für die
Strafverfolgungsbehörden sei «heute in diesem Saal nicht passiert», so SVP-Vertreter
Pirmin Schwander (svp, SZ), weil die Ratsmehrheit die zentralen Neuerungen verworfen
habe. Die grosse Kammer verabschiedete den Entwurf schliesslich mit 139 zu 54
Stimmen an den Zweitrat. Stillschweigend schrieb er die Motionen 09.3443, 11.3223,
11.3911, 12.4077 und 14.3383 sowie die Postulate 15.3447 und 15.3502 ab. Die vom
Bundesrat ebenfalls beantragte Abschreibung des Postulats 18.4063 zur
Wiedergutmachungsjustiz lehnte er jedoch ab. 4

In der Herbstsession 2021 überwies der Nationalrat gemäss Mehrheitsantrag der RK-NR
die Motion Caroni (fdp, AR) für eine Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe. Ihre
Empfehlung begründete die zuständige Kommission damit, dass der Bundesrat in
seinem Bericht zur Reform der lebenslangen Haftstrafe zwar keinen grundlegenden
Handlungsbedarf erkannt hatte, jedoch punktuelle Revisionsmöglichkeiten einräumte.
Sowohl aus dem Kommissionsbericht als auch aus den Erläuterungen der beiden
Kommissionssprechenden Andrea Martina Geissbühler (svp, BE) und Sidney Kamerzin
(mitte, VS) im Ratsplenum ging hervor, dass eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder
diese Verbesserungen am bestehenden System unterstützten und als notwendig
erachteten. Im Namen der starken Minderheit widersprach SP-Nationalrätin Min Li
Marti (ZH): Da erstens in der Praxis weder Handlungs- noch Sicherheitsprobleme
bestünden und zweitens der Bundesrat in seinem Bericht keinen akuten Reformbedarf
sehe, lohne sich der Anstoss eines Gesetzgebungsprozesses nicht. Besonders schwere
Straftaten könnten bereits heute angemessen bestraft und so dem Schutzbedürfnis der
Gesellschaft Rechnung getragen werden. Darüber hinaus sei die generalpräventive
Wirkung von langen Haftstrafen umstrittener als deren erschwerender Effekt auf die
Resozialisierung. Justizministerin Karin Keller Sutter stimmte dem insofern zu, als dass
die Verbesserungsmöglichkeiten von eher untergeordneter Bedeutung seien. Der
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Bundesrat wolle einer Gesetzesrevision jedoch nicht im Wege stehen und habe deshalb
die Annahme beantragt. Der Nationalrat stimmte der Motion mit 110 zu 60 Stimmen zu. 5

In der Frühjahrssession 2022 begann der Nationalrat mit der Differenzbereinigung bei
der Revision der Strafprozessordnung. Auf die Linie des Ständerats schwenkte er bei
den Voraussetzungen für die Untersuchungs- und Sicherheitshaft ein, wo mehrere
Minderheiten Addor (svp, VS) für weniger strenge Voraussetzungen als vom Ständerat
beschlossen mangels Unterstützung von ausserhalb der SVP-Fraktion chancenlos
blieben. Zudem folgte der Nationalrat mit 104 zu 86 Stimmen einer Minderheit Marti
(sp, ZH) und hiess den Vorschlag von Ständerat und Bundesrat gut, dass bei einem
Strafbefehl, der eine zu verbüssende Freiheitsstrafe nach sich zieht, zwingend eine
Einvernahme erfolgen muss. In dieser Frage setzte sich die links-grüne Ratsseite mit
grossmehrheitlicher Unterstützung aus der Mitte-Fraktion durch. Ebenfalls seiner
Schwesterkammer folgend verzichtete der Nationalrat nunmehr auf das Konzept der
restaurativen Gerechtigkeit, das er als Erstrat in den Entwurf eingefügt hatte und das
vom Ständerat abgelehnt worden war. Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG)
erklärte, nach der Lancierung der Motion 21.4336 habe die Kommission davon
abgesehen, «die Justice restaurative bereits in dieser Phase in die Strafprozessordnung
aufzunehmen». Eine Minderheit Walder (gp, GE) wollte dagegen an den Bestimmungen
festhalten. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommissionsmehrheit mit 110 zu 79
Stimmen, wobei sich das links-grüne Lager ebenso geschlossen für Festhalten wie das
bürgerliche Lager für Streichen aussprach.
In den anderen grossen Diskussionspunkten hielt die Volkskammer indessen an ihren
vorherigen Beschlüssen fest. Die vom Bundesrat beabsichtigte Einschränkung der
Teilnahmerechte von beschuldigten Personen fiel im Nationalrat abermals durch.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass «gerade
diese Frage auch Auslöser für die Teilrevision der Strafprozessordnung» gewesen sei,
weil sich in der juristischen Praxis gewisse «Nebenwirkungen» der geltenden Regelung
– etwa dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander anpassen können – gezeigt
hätten. «Nichtstun» sei hier «keine Option», so ihr Appell. Kommissionssprecher Flach
ergänzte, der Ständerat habe mit seiner Neuformulierung «einen Schritt auf die
nationalrätliche Version» zu gemacht. Dennoch habe die Kommission «mit einer sehr
deutlichen Mehrheit» befunden, dass eine Einschränkung der Teilnahmerechte das
derzeit «ausgewogen[e] System» aus dem Lot bringe, das sicherstelle, dass «zwischen
Staatsanwaltschaft, Beschuldigten, ihren Verteidigern und letztlich dem Gericht, das
urteilen soll, mit gleich langen Spiessen gekämpft wird». Die Minderheit Geissbühler
(svp, BE), die dem Ständerat folgen wollte, konnte nur einen Grossteil der SVP- und
FDP-Fraktionen sowie einzelne Mitte-Stimmen überzeugen und unterlag mit 70 zu 116
Stimmen bei 2 Enthaltungen dem Antrag der Kommissionsmehrheit, die
Teilnahmerechte unverändert zu lassen.
Auch bei der im Ständerat gutgeheissenen Beschwerdemöglichkeit für die
Staatsanwaltschaft gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts hielt der
Nationalrat an seinem Entscheid fest, diese zu streichen. Mit 100 zu 86 Stimmen bei
einer Enthaltung setzte sich das links-grüne Lager mit mehrheitlicher Unterstützung aus
der Mitte-Fraktion durch und gab dem Antrag der Kommissionsmehrheit statt. Eine
Minderheit Lüscher (fdp, GE) hatte sich dem Ständerat anschliessen und die
Beschwerdemöglichkeit wie vom Bundesrat vorgesehen in die StPO aufnehmen wollen.
Kommissionsberichterstatter Flach begründete die Position der Kommissionsmehrheit
auch hier mit «massiv ungleich lange[n] Spiesse[n]», die eine solche
Beschwerdemöglichkeit zugunsten der Staatsanwaltschaft bedeuten würde.
Justizministerin Keller-Sutter hatte dem Rat empfohlen, der Minderheit zu folgen, sich
aber schwergetan mit dieser Empfehlung, da mit der Beschwerdemöglichkeit einerseits
die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts niedergeschrieben würde,
andererseits aber «gewisse Zweifel» bestünden, ob so ein Beschwerdeverfahren EMRK-
konform wäre.
Bezüglich der DNA-Profile wiederholte die grosse Kammer mit knappen Mehrheiten
ihre beiden Entscheide, die sie schon als Erstrat gefällt hatte: Von beschuldigten
Personen soll ein DNA-Profil erstellt werden dürfen, wenn «eine gewisse
Wahrscheinlichkeit» besteht, dass die beschuldigte Person weitere Verbrechen oder
Vergehen begangen haben könnte. Bundesrat, Ständerat und eine Minderheit Marti
wollten dafür «konkrete Anhaltspunkte» verlangen. Der Antrag der
Kommissionsmehrheit für die weniger hohe Hürde wurde vom rechtsbürgerlichen Block
aus SVP-, FDP- und dem Grossteil der Mitte-Fraktion unterstützt und mit 99 zu 83
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. Bei bereits verurteilten Personen hatte der
Bundesrat im Entwurf die Möglichkeit zur Erstellung eines DNA-Profils vorgesehen,
«wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, die verurteilte Person
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könnte weitere Verbrechen oder Vergehen begehen». Eine Minderheit Geissbühler
beantragte, dem Ständerat zu folgen und diesen Artikel so in die StPO aufzunehmen,
während die Kommissionsmehrheit für Streichen plädierte. Äusserst knapp mit 89 zu 88
Stimmen bei 11 Enthaltungen setzte sich der Streichungsantrag durch. Das Zünglein an
der Waage spielte die FDP-Fraktion, die sich zu rund je einem Drittel enthalten, dafür
und dagegen ausgesprochen hatte.
Die Volkskammer zeigte sich auch bei weiteren, kleineren Differenzen nicht in
Kompromisslaune und erhielt viele davon aufrecht. So blieb sie dabei, dass Opfern, die
nicht am Strafverfahren teilnehmen, der Entscheid automatisch zugestellt werden soll,
ausser sie verzichten ausdrücklich darauf. Ebenfalls behielt der Nationalrat die von ihm
eingeführten und vom Ständerat gestrichenen, verschiedenen Behandlungsfristen im
Gesetz. Er hielt auch daran fest, dass die Strafbehörde ihre Forderungen aus
Verfahrenskosten nicht nur mit Entschädigungen, sondern auch mit Genugtuungen, die
an die zahlungspflichtige Partei zu entrichten sind, direkt verrechnen darf. 6

Privatrecht

In der Herbstsession 2020 stand der erste Teil der Erbrechts-Revision, mit der in
erster Linie die Verfügungsfreiheit von Erblassern und Erblasserinnen vergrössert
werden sollte, auf der Tagesordnung des Nationalrats, der die Vorlage als Zweitrat
behandelte. Einige Mitglieder der SVP-Fraktion beantragten Nichteintreten, weil sie es
für falsch hielten, die Pflichtteile der Eltern und Kinder zugunsten des Lebenspartners
oder der Lebenspartnerin zu verringern. Diese Bevorzugung der horizontalen und
temporären gegenüber der vertikalen und beständigen Beziehung stelle «die
traditionellen Linien auf den Kopf», begründete Yves Nidegger (svp, GE) die Ablehnung
der Vorlage. Ausserhalb der SVP-Fraktion fand der Antrag jedoch keine Unterstützung,
sodass der Nationalrat mit 142 zu 48 Stimmen bei einer Enthaltung auf das Geschäft
eintrat.
Inhaltlich hatte sich die grosse Kammer mit drei Minderheitsanträgen aus ihrer
vorberatenden Rechtskommission zu befassen. Der erste betraf eine Bestimmung, die
der Ständerat noch stillschweigend durchgewunken hatte, die in der RK-NR jedoch für
heftige Diskussionen gesorgt hatte: Hat ein Ehepaar nichts anderes vereinbart, kommt
grundsätzlich die Hälfte der Errungenschaft (d.h. des während der Ehe gebildeten
Vermögens) der verstorbenen Person dem überlebenden Ehegatten zugute, während
die andere Hälfte zusammen mit dem Eigengut (d.h. des vor der Ehe gebildeten
Vermögens) in den Nachlass fällt und unter den Erben aufgeteilt wird. Mit einem
Ehevertrag kann ein Ehepaar von dieser Regel abweichen und den überlebenden
Ehegatten stärker oder sogar maximal begünstigen, indem ihm die gesamte
Errungenschaft zugewiesen wird, sodass nur noch das Eigengut der verstorbenen
Person in den Nachlass fällt. In der juristischen Lehre und Literatur sei nun seit
längerem umstritten, erläuterte Bundesrätin Karin Keller-Sutter, ob eine solche
Bevorzugung des Ehegatten für die Berechnung der Pflichtteile der gemeinsamen
Kinder berücksichtigt werden muss oder nicht. Der Bundesrat hatte hier darum eine
klärende Regelung vorgeschlagen, wonach der überhälftige Teil der Errungenschaft, der
an den überlebenden Ehegatten geht, bei der Berechnung der Pflichtteilsmasse zu
berücksichtigen wäre. Konkret müsste der Pflichtteil berechnet werden, bevor die
zusätzliche Begünstigung gemäss Ehevertrag angewandt wird, sodass die Basis zur
Berechnung der Pflichtteile damit grösser wäre, als wenn die ehevertragliche
Bevorzugung nicht berücksichtigt wird. In der Kommission wurde kritisiert, dass in der
Praxis eine andere Interpretation des geltenden Rechts vorherrsche und diese
Berücksichtigung bei der Berechnung der Pflichtteile üblicherweise gerade nicht
gemacht werde, sodass in der Folge zahlreiche bestehende Verfügungen an das neue
Recht angepasst werden müssten, was zu noch mehr Rechtsunsicherheit führe. Die
Justizministerin erklärte, der Bundesrat habe sich dabei auf die Analyse einer
Expertengruppe aus juristischer Lehre und Praxis gestützt, die ein grosses Interesse an
der Klärung der Rechtslage kundgetan habe. Eine Minderheit der Kommission wollte
eine in der Formulierung verbesserte Version des bundesrätlichen Vorschlags
übernehmen, währenddessen die Kommissionsmehrheit beantragte, beim geltenden
Recht zu bleiben. Der Nationalrat folgte mit 106 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung
dem Mehrheitsantrag. Da dieser Entscheid aber ohnehin zu einer Differenz mit dem
Ständerat führte, könne der Bundesrat gemäss Karin Keller-Sutter auch damit gut leben;
wichtig sei, dass sich der Ständerat noch einmal mit der Thematik befasse. 
Mit einem zweiten Minderheitsantrag brachte Nationalrätin Min Li Marti (sp, ZH) die im
Ständerat bereits gescheiterte Idee erneut ein, dass die erblassende Person den
Pflichtteil weiter, d.h. bis auf die Hälfte des neu im Gesetz vorgeschriebenen Werts,
verringern können sollte, um so den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin in

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2020
KARIN FRICK

01.01.65 - 09.04.24 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



grösserem Umfang zu begünstigen. Diese noch grössere Verfügungsfreiheit als vom
Bundesrat vorgesehen ging jedoch auch dem Nationalrat zu weit; er lehnte den
Minderheitsantrag mit 106 zu 81 Stimmen ab.
Bei der dritten Minderheit ging es um den vom Bundesrat neu ins Gesetz eingebrachten
Unterstützungsanspruch für faktische Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, der von
der Kommissionsmehrheit wie vom Ständerat abgelehnt worden war und für dessen
Beibehaltung die Minderheit Arslan (basta, BS) eintrat. Der Unterstützungsanspruch sei
gedacht, um Notlagen zu verhindern, beispielsweise weil der Lebenspartner oder die
Lebenspartnerin die verstorbene Person gepflegt und darum kein Erwerbseinkommen
hatte, und entspreche damit der Gerechtigkeit, so das Argument der Minderheit. Die
Kommissionsmehrheit war dagegen der Ansicht, dass die Verringerung der Pflichtteile
und die damit erweiterte Verfügungsfreiheit eine ausreichende Möglichkeit schaffe,
den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin zu begünstigen, wie
Kommissionssprecher Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) ausführte. Eine knappe Mehrheit aus
den geschlossenen Fraktionen der SVP und der Mitte sowie zwei Dritteln der FDP-
Fraktion besiegelte schliesslich das Aus für diese Idee. Sie wurde von der Volkskammer
mit 94 zu 90 Stimmen bei zwei Enthaltungen abgelehnt, womit die entsprechenden
Artikel definitiv aus dem Gesetzesentwurf gestrichen sind.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 140 zu 48 Stimmen bei
einer Enthaltung an, wobei alle Opposition aus der SVP-Fraktion kam. Stillschweigend
schrieb er zudem die Motion Gutzwiller (fdp, ZH; Mo. 10.3524) für ein zeitgemässes
Erbrecht und das Postulat Nantermod (fdp, VS; Po. 16.3416) betreffend eine gesetzliche
Regelung der Erbfolge in Patchworkfamilien ab. 7

In der Sondersession vom Mai 2022 behandelte der Nationalrat die Änderung der
Zivilprozessordnung zur Verbesserung der Praxistauglichkeit und der
Rechtsdurchsetzung als Zweitrat. Wie Kommissionssprecher Philipp Matthias Bregy
(mitte, VS) berichtete, hatte sich die RK-NR in der Vorberatung mit 139 Anträgen zu
beschäftigen. Wie schon in der Ständekammer verlief die Ratsdebatte angesichts des
Umfangs der Vorlage wenig kontrovers, da es sich um viele technische Detailfragen
handelte. Nach dem unbestrittenen Eintreten folgte auch die grosse Kammer in den
allermeisten Punkten ohne grosse Diskussion ihrer Kommissionsmehrheit. Diese habe
bei den vorgeschlagenen Anpassungen vor allem darauf geachtet, ein
«laienfreundliches Gesetz» zu gestalten, so Berichterstatter Bregy. 
Ausführlich diskutiert wurde – wie schon im Erstrat – die Sprachenfrage: Nachdem sich
der Ständerat dagegen ausgesprochen hatte, dass die Kantone in Zivilverfahren neben
ihren Amtssprachen auch andere Landessprachen und Englisch als Verfahrenssprache
zulassen dürfen, wenn beide Parteien damit einverstanden sind, präsentierte die
nationalrätliche Kommissionsmehrheit einen Kompromissvorschlag. Gegenüber dem
bundesrätlichen Vorschlag sah sie zwei Einschränkungen vor: Erstens soll ein Verzicht
auf die Amtssprache nicht vor Verfahrensbeginn erfolgen können – dies um zu
verhindern, dass Unternehmen etwa in ihren AGB der Gegenpartei schweizweit ihre
bevorzugte Sprache aufzwingen können – und zweitens soll ein Verfahren in Englisch
nur bei handelsrechtlichen Streitigkeiten möglich sein. Zwei links-grüne Minderheiten
wollten hingegen dem Ständerat folgen und auf die Möglichkeit zu anderen Sprachen –
bzw. wenigstens auf die anderen Landessprachen – verzichten. Sie sorgten sich um den
Stand der Minderheitensprachen, wenn auch in der Romandie und im Tessin auf
Deutsch prozessiert werden könnte, und um die Qualität der Rechtsprechung, wenn
der ganze Justizapparat plötzlich in mehreren Sprachen funktionieren müsste. Ein
Verzicht auf die Möglichkeit zu Verfahren in englischer Sprache wäre aus Sicht von
Bundesrätin Karin Keller-Sutter «sehr bedauerlich», weil dies eine zentrale
Voraussetzung für die Schaffung internationaler Handelsgerichte sei und damit die
Bestrebungen danach als gescheitert anzusehen wären. Gegen den Widerstand von
Links-Grün folgte der Nationalrat in dieser Frage deutlich seiner
Kommissionsmehrheit.
Ebenfalls erfolglos blieben sowohl das links-grüne Lager als auch die SVP-Fraktion mit
verschiedenen Minderheitsanträgen für eine weitere Senkung der Prozesskosten. Sie
wollten damit den Zugang zum Gericht erleichtern, da mit den aktuellen Kostenhürden
«Prozessieren für den Mittelstand praktisch unerschwinglich» sei, wie es Sibel Arslan
(basta, BS) formulierte. Da sie eine andere Vorstellung davon hatten, wie dies zu
bewerkstelligen sei, unterstützten sich die beiden Lager jedoch nicht gegenseitig. Die
obsiegende Mehrheit argumentierte, dass es – über die vom Bundesrat
vorgeschlagenen Anpassungen hinaus – die Aufgabe der Kantone sei, die Tarife zu
senken.
Für eine grössere Debatte sorgte auch das Mitwirkungsverweigerungsrecht für
Unternehmensjuristinnen und -juristen. Damit sollen Schweizer Unternehmen im
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Ausland davor geschützt werden, mehr offenlegen zu müssen als die Konkurrenz aus
Staaten, die einen solchen Berufsgeheimnisschutz für Unternehmensjuristinnen und
-juristen kennen. Der Ständerat hatte hier gegenüber dem bundesrätlichen Vorschlag
Einschränkungen vorgenommen, «die der Bundesrat nicht zwingend unterstützen
möchte», wie Karin Keller-Sutter erklärte. Am liebsten hätte der Bundesrat an seiner
eigenen Version festgehalten, die «das Ergebnis einer langen Diskussion und eines
Reifeprozesses» sei und der parlamentarischen Initiative Markwalder (fdp, BE; Pa.Iv.
15.409) entspreche, so die Bundesrätin. Eine entsprechende Minderheit Markwalder
blieb aber chancenlos. Die Mehrheit der RK-NR präsentierte indes eine
Weiterentwicklung der ständerätlichen Lösung, die derjenigen des Bundesrates laut der
Justizministerin inhaltlich «sehr nahe» stehe, weshalb die Regierung nach dem Motto
«Lieber den Spatz in der Hand als die Taube auf dem Dach» diesen Antrag unterstützte.
Dieser wurde von der grossen Kammer sodann auch angenommen. Dagegen sprachen
sich die SP- und die Grüne Fraktion aus, die nur ein weniger weitgehendes
Mitwirkungsverweigerungsrecht akzeptiert hätten.
Dem Beschluss des Ständerates, wonach im Zivilverfahren elektronische Instrumente,
wie zum Beispiel Videokonferenzen, eingesetzt werden können, stimmte im Grundsatz
auch die Volkskammer zu. Sie präzisierte allerdings, dass dazu in jedem Fall die
Zustimmung aller Parteien erforderlich ist.
Eine letzte lebhafte Debatte entzündete sich an den Voraussetzungen für provisorische
Massnahmen gegen Medien, konkret an der Frage, wann die Veröffentlichung eines
Medienberichts mittels superprovisorischer Verfügung vorläufig verhindert werden
kann. Der Ständerat hatte beschlossen, dass dies möglich sein soll, wenn der Bericht –
zusätzlich zu weiteren Kriterien – für die gesuchstellende Partei einen schweren
Nachteil verursacht oder verursachen kann – im Unterschied zum «besonders
schweren Nachteil», der nach geltendem Recht verlangt wird. Die Ratslinke sah darin
einen Angriff auf die Pressefreiheit, der überdies klammheimlich in einer grossen
Gesetzesrevision versteckt werde. Auch wenn über die praktischen Auswirkungen
dieser Änderung Unklarheit herrschte, sei sie doch ein «schwieriges Signal», so Min Li
Marti (sp, ZH). Ein Einzelantrag Dandrès (sp, GE) zur Auskopplung dieser Frage aus der
ZPO-Revision durch Auslagerung in einen separaten Entwurf wurde von der
bürgerlichen Ratsmehrheit ebenso abgelehnt wie der Minderheitsantrag, der bei der
Fassung des Bundesrates bleiben und die Voraussetzungen inhaltlich unverändert
lassen wollte. Mit 99 zu 81 Stimmen bei 7 Enthaltungen stimmte der Nationalrat dem
Beschluss seiner Schwesterkammer zu und besiegelte damit die Streichung des Wortes
«besonders». Dies sei kein Entscheid gegen die Medienfreiheit, sondern für den Schutz
einzelner Menschen, erklärte Judith Bellaïche (glp, ZH). «Das Recht auf Medienfreiheit
beinhaltet nicht pauschal das Recht, Existenzen zu zerstören», so die GLP-Vertreterin.
In der Gesamtabstimmung hiess die grosse Kammer den Entwurf mit 183 zu 1 Stimme
(Lukas Reimann; svp, SG) bei 2 Enthaltungen (Christian Dandrès, Yvette Estermann; svp,
LU) gut. Zudem stimmte sie der Abschreibung der Postulate Po. 13.3688 und Po.
14.3804 sowie der Motionen Mo. 14.4008 und Mo. 17.3868 stillschweigend zu. 8

Datenschutz und Statistik

Wie schon in der Vernehmlassung stellte sich auch im Nationalrat die Frage der
Aufgabenteilung zwischen Staat und Privatwirtschaft als der zentrale Knackpunkt des
Bundesgesetzes über elektronische Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) heraus.
Während Eintreten in der Frühjahrssession 2018 unbestritten war, wurde lange und
ausführlich über einen Rückweisungsantrag der links-grünen Kommissionsminderheit
diskutiert, mit dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, eine Vorlage auszuarbeiten,
die die Ausstellung der E-ID als öffentliche Aufgabe definiert, die der Bund allenfalls
mittels Leistungsauftrag an Private übertragen könnte. Die SP- und die Grüne Fraktion
unterstützten die Rückweisung mit dem Argument, analoge Ausweise wie der Pass und
die Identitätskarte würden auch vom Staat ausgegeben. Alle übrigen Fraktionen
sprachen sich jedoch für die vom Bundesrat vorgeschlagene Lösung aus, wonach die
Prüfung und Bestätigung der Identität einer Person dem Staat zufallen, die
technologische Umsetzung der E-ID hingegen von der Privatwirtschaft übernommen
werden soll. Sie betonten, privatwirtschaftliche Anbieter könnten besser auf die
technologischen Entwicklungen und die Bedürfnisse der Anwenderinnen und Anwender
reagieren, was die E-ID sicherer und nutzerfreundlicher mache; die Innovation werde
durch den Wettbewerb gefördert. Mit 131 zu 53 Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde das
links-grüne Lager überstimmt und der Rückweisungsantrag abgelehnt.
Auch in der Detailberatung stand das links-grüne Lager mehr oder weniger isoliert; alle
dessen Minderheitsanträge wurden mit grosser Mehrheit abgelehnt. Die Streichung der
Sorgfaltspflichten für E-ID-Inhaberinnen und -Inhaber aus dem Gesetz, wie erstens von
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einer Minderheit Arslan (basta, BS) gefordert, ändere nichts an der Rechtslage, so die
Ansicht der ablehnenden Ratsmehrheit, da die Verschuldenshaftung des OR ohnehin
zum Tragen komme – d.h. haftbar ist grundsätzlich, wer in Verletzung von
Sorgfaltspflichten einen Schaden verursacht. Um die E-ID nutzen zu können, müssen
die Antragstellerinnen und Antragsteller zweitens einwilligen, dass ihre persönlichen
Daten ans Fedpol übermittelt werden, damit dieses die Identität bestätigen kann.
Ebenfalls eine Minderheit Arslan beantragte, diese Einwilligung durch eine
Kenntnisnahme der Übermittlung zu ersetzen, da man sie nicht verweigern könne,
sofern man die E-ID nutzen möchte, und unterlag damit der Mehrheit, die fand, die
Formulierung mache hier letztendlich keinen Unterschied, wobei die Einwilligung
einfacher verständlich sei. Drittens wollte eine Minderheit Marti (sp, ZH) dem Bund die
Möglichkeit einräumen, ein eigenes E-ID-System zu betreiben bzw. sich an einem
bestehenden System zu beteiligen, und zwar nicht nur wie im Entwurf vorgesehen,
wenn der Markt kein Angebot mit den für behördliche Applikationen geforderten
Sicherheitsniveaus «substanziell» und «hoch» bereitstellt. Damit sollte verhindert
werden, dass bei Nichtfunktionieren der Marktlösung, z.B. infolge Vertrauensverlust
nach Hackerangriffen oder Ausstieg der Anbieter aufgrund zu geringer Rentabilität, gar
keine E-ID mehr angeboten wird. Der Ratsmehrheit zufolge sei jedoch ein Staatseingriff
nur subsidiär zum Markt akzeptabel und eine Mehrheitsbeteiligung von
Bundesunternehmen an E-ID-Anbietern nicht wünschenswert, weshalb es keine solche
Bestimmung brauche; mit Minderheitsanteilen seien die SBB, die Post und die
Swisscom auch ohne explizite gesetzliche Grundlage bereits am SwissSign-Konsortium
beteiligt. Viertens solle die Beantragung einer E-ID nicht nur wie vom Bundesrat
vorgesehen online direkt beim Anbieter, sondern auch analog auf der Gemeindekanzlei
oder beim Passbüro eingeleitet werden können, um Nicht-Digital-Natives den Zugang
zu erleichtern, so ein Minderheitsantrag Flach (glp, AG). Die ablehnende Mehrheit
argumentierte jedoch, man wolle den Gemeinden und Kantonen keine Zusatzaufgaben
aufbürden und ohnehin würden Personen, die nicht mit dem Internet vertraut sind,
keine E-ID benutzen. Weitere Minderheiten forderten vergebens die sofortige
Vernichtung der Daten durch die Identity Provider, statt wie vorgesehen die Löschung
nach sechs Monaten, ein explizites Verbot der kommerziellen Nutzung dieser Daten
(beide Arlsan), die Anbindung der Preise an die tatsächlich anfallenden Kosten (Marti)
und ausdrückliche Garantien, dass staatliche Dienstleistungen auch weiterhin ohne E-
ID zugänglich und eine E-ID auch ohne Kundenbeziehung zum Anbieter erhältlich sein
müssen (beide Mazzone, gp, GE).
Als Einzige mit ihrem Minderheitsantrag erfolgreich war Andrea Gmür-Schönenberger
(cvp, LU), die Bundesrätin Karin Keller-Sutter sowie eine knappe Ratsmehrheit von der
Notwendigkeit überzeugen konnte, den barrierefreien Zugang zur E-ID im Gesetz zu
verankern, sodass Menschen mit Behinderung bei der Beantragung einer E-ID nicht
benachteiligt werden. Als zweite substanzielle Änderung am bundesrätlichen Entwurf
ergänzte der Nationalrat das Gesetz auf Antrag seiner Kommission dahingehend, dass
die Identity Provider allen Personen, die einen Antrag stellen und die Voraussetzungen
erfüllen, eine E-ID ausstellen müssen. Der Bundesrat plädierte vergeblich für die
Wirtschaftsfreiheit der privaten Anbieter. Mit 181 zu 1 Stimme war die grosse Kammer
der Ansicht, dass niemand von der E-ID ausgeschlossen werden soll. Das viel und heftig
diskutierte, am Ende gegenüber dem Entwurf des Bundesrates aber nur leicht
angepasste Gesetz passierte die Gesamtabstimmung im Nationalrat schliesslich mit 128
zu 48 Stimmen bei 4 Enthaltungen; dagegen votierten die Fraktionen der Grünen und
der SP – letztere mit einer Ausnahme – geschlossen. 9

In der Herbstsession 2019 ging das Bundesgesetz über elektronische
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) in die Differenzbereinigung. In der ersten Runde
konnte sich die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat bei allen Streitpunkten
durchsetzen, womit die Volkskammer an ihren ursprünglichen Positionen festhielt und
keine grosse Kompromissbereitschaft an den Tag legte. Obwohl sich die Frage um das
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die E-ID wie ein roter Faden durch die
Debatte zog, schienen die diesbezüglichen Überlegungen die Entscheidungen des Rats
nur wenig zu beeinflussen. So lehnte der Nationalrat sowohl den von einer Minderheit
Arslan (basta, BS) geforderten Zwang als auch die vom Ständerat eingeführte,
vorbedingungslose Möglichkeit für den Staat zur Herausgabe einer E-ID ab und hielt an
der rein subsidiären staatlichen Herausgabe fest, obwohl sich Bundesrätin Karin Keller-
Sutter für den ständerätlichen Kompromiss ausgesprochen hatte. Der Staat sollte sich
auch nicht wie vom Ständerat vorgesehen an privaten E-ID-Anbietern (Identity
Providern) beteiligen können. Des Weiteren hielt die grosse Kammer an der Nennung
der Sorgfaltspflichten im E-ID-Gesetz fest und strich lediglich die Delegationsnorm,
welche die Konkretisierung der Sorgfaltspflichten durch den Bundesrat vorgesehen
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hätte. Eine Minderheit Flach (glp, AG) blieb mit dem Vorschlag eines Mittelwegs
erfolglos, der das explizite Verbot der Weitergabe der E-ID streichen, die abstrakte
Beschreibung der Sorgfaltspflichten aber beibehalten wollte. Ebenfalls erfolglos blieb
die durch Beat Flach eingebrachte Forderung des Konsumentenschutzes, dass
Dienstleistungen, für die eine E-ID der Sicherheitsstufe «niedrig» ausreicht, auch ohne
E-ID genutzt werden können müssen. Da die Angst, im Internet eine Datenspur zu
hinterlassen, nachvollziehbar sei, hatte sich Bundesrätin Keller-Sutter auch hierfür
vergebens stark gemacht. Die vom Ständerat neu eingeführte E-ID-Kommission
(Eidcom) als unabhängige Stelle zur Anerkennung und Kontrolle der Identity Provider
blieb im Nationalrat vorerst ebenso chancenlos wie die von der Schwesterkammer
verschärften Datenschutzbestimmungen.
Im Ständerat erklärte es Kommissionssprecher Beat Vonlanthen (cvp, FR) zum Ziel
dieses Gesetzgebungsprozesses, dass das Gesetz bzw. die E-ID «vertrauenswürdig sein
und in einer allfälligen Volksabstimmung bestehen können» müssten. In diesem Lichte
hielt die Kantonskammer an ihren Positionen zur Möglichkeit für eine staatliche
Herausgabe der E-ID und für eine staatliche Beteiligung an Identity Providern sowie zur
Einführung der Eidcom, die sie allesamt als zentral für die Vertrauensbildung in der
Bevölkerung erachtete, stillschweigend fest. Einen Schritt auf ihre Schwesterkammer zu
machte sie bei den Sorgfaltspflichten, wo sie sich für den zuvor im Nationalrat
diskutierten, aber dort noch abgelehnten Mittelweg Flach entschied. Mit der im
Nationalrat abgelehnten, zwingenden Alternative zur E-ID bei Dienstleistungen, die nur
Sicherheitsstufe «niedrig» verlangen, fand das Anliegen des Konsumentenschutzes im
Ständerat Gehör und wurde ins Gesetz aufgenommen. Zugeständnisse an den
Nationalrat machte die kleine Kammer auch beim Datenschutz, indem sie einen
Kompromiss einführte, wonach die Zweckbindung der Datenverarbeitung erhalten
bleiben, eine Bearbeitung durch Dritte im Rahmen des Datenschutzgesetzes aber
erlaubt sein soll, um die konzerninterne Arbeitsteilung und das Outsourcing der
Datenbearbeitung nicht zu verunmöglichen.
Während sich der Nationalrat bei den Sorgfaltspflichten schliesslich auf den Mittelweg
Flach einliess und diese Differenz damit ausräumte, brachte die RK-NR einen neuen
Vorschlag betreffend die Rolle des Staates vor. Demnach soll der Staat nur dann selber
ein E-ID-System betreiben dürfen, wenn die Zwecke der E-ID gemäss Art. 1 BGEID nicht
erfüllt werden. Der Bundesrat unterstützte diese Subsidiaritätsregel nun, da sie die
Voraussetzungen für das Tätigwerden des Staates klar formuliere und der Bund auch
ohne diese Einschränkung ohnehin nur mit gebührender Zurückhaltung agiert hätte.
Entgegen einer Minderheit Min Li Marti (sp, ZH), die von der SP-, der Grünen- sowie
einzelnen Mitgliedern der FDP-Fraktion getragen wurde und an der ständerätlichen
Version festhalten wollte, entschied sich die grosse Kammer für diesen neuen
Kompromiss. Bezüglich der Eidcom hatte sich die Mehrheit der RK-NR seit der letzten
Beratung umstimmen lassen; sie setzte sich nun gemeinsam mit dem Bundesrat für
deren Einführung als unabhängige Aufsicht ein, da der Staat, würde er subsidiär tätig,
sich im Falle der Aufsicht durch das Informatiksteuerungsorgan des Bundes letztlich
selber beaufsichtigen würde. Die Mehrheit des Nationalratsplenums liess sich davon
überzeugen und schloss sich mit 113 zu 69 Stimmen dem Ständerat an, während die
SVP- und die BDP-Fraktionen sowie einige FDP-Vertreterinnen und -vertreter dagegen
votierten. Dem ständerätlichen Kompromiss beim Datenschutz stimmte die grosse
Kammer stillschweigend ebenfalls zu.
In der einen verbleibenden Differenz zum subsidiären E-ID-System des Bundes schloss
sich der Ständerat schliesslich stillschweigend dem neuen nationalrätlichen Vorschlag
an. Die so bereinigte Vorlage passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit 144 zu
51 Stimmen bei 2 Enthaltungen und jene im Ständerat mit 35 zu 2 Stimmen bei 8
Enthaltungen. Wie bereits seit längerem angekündigt, zeigten sich die SP und die
Grünen nicht zufrieden mit dem Gesetz, weil sie sich die Herausgabe der E-ID durch
den Staat gewünscht hätten. Das letzte Wort in dieser Angelegenheit dürfte wohl das
Volk haben, mutmasste die Presse. 10

In der Volksabstimmung vom 7. März 2021 wurde das Bundesgesetz über elektronische
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) mit 64.4 Prozent Nein-Stimmen schweizweit
wuchtig abgelehnt. Kein Kanton stimmte dem Gesetz zu; den höchsten Ja-Anteil
erzielte es im Tessin mit 44.2 Prozent. Am deutlichsten fiel die «Ohrfeige», wie die
Presse das Resultat vielfach betitelte, im Kanton Basel-Stadt aus, wo sich nur 29.3
Prozent der Stimmberechtigten für die Vorlage aussprachen. Die Stimmbeteiligung lag
schweizweit bei 51.3 Prozent.
Das ausgesprochen klare Nein bedurfte in den Medien denn auch nicht langer
Interpretation: «Durchgefallen» lautete das Verdikt im St. Galler Tagblatt und im
«Corriere del Ticino»; die Stimmbevölkerung habe die E-ID «versenkt», urteilten die
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Westschweizer Zeitungen «La Liberté», «L'Express» und «Le Nouvelliste». Wahlweise
als «Schlappe», «Klatsche», «Abfuhr», «Bruchlandung» oder «Debakel» wurde das
Resultat in verschiedenen Deutschschweizer Zeitungen bezeichnet. Im Hinblick auf die
vorgesehene Lösung mit privaten E-ID-Anbieterinnen und -Anbietern erkannte die NZZ
darin ein «Misstrauensvotum gegen die Banken, Versicherungen und bundeseigenen
Unternehmen», die sich im Konsortium SwissSign zusammengeschlossen und auf die
Herausgabe der E-ID vorbereitet hatten.
Einig waren sich das unterlegene Befürwortendenlager und die siegreiche Gegnerschaft
darin, dass sich das Votum nicht gegen die Idee einer E-ID an sich richtete – von der
Notwendigkeit einer solchen im digitalen Zeitalter zeigten sich alle überzeugt –,
sondern gegen die Ausgestaltung mit privaten Anbieterinnen und Anbietern. «Das
Misstrauen gegenüber einer nicht staatlichen Lösung reichte weit ins bürgerliche Lager,
obwohl die offiziellen Parteidevisen jeweils eindeutig schienen», resümierte die
Aargauer Zeitung. Der «Blick» fasste zusammen: «Alle wollen die E-ID – aber vom
Staat!»
So kündigte die Contra-Seite bereits am Abstimmungssonntag an, im Parlament
schnellstmöglich auf ein neues Projekt mit einer staatlichen E-ID hinarbeiten zu wollen.
SP, Grüne und GLP wollten in der Folgewoche zwei entsprechende Vorstösse
einreichen, liess die Zürcher SP-Nationalrätin Min Li Marti in der NZZ verlauten. Die für
das gescheiterte Gesetz zuständige Bundesrätin Karin Keller-Sutter wollte ihrerseits
dem Bundesrat ein Aussprachepapier vorlegen, um über das weitere Vorgehen zu
entscheiden, wie sie gegenüber den Medien bekanntgab. Es sei nun wichtig, dass die
Regierung und die Parteien die Unsicherheiten und Ängste der Bevölkerung ernst
nehmen würden. Unterdessen bedeute das Abstimmungsresultat aber nicht, dass eine
rein staatliche Lösung automatisch eine Mehrheit erzielen würde, gab sie zu Bedenken.

Abstimmung vom 7. März 2021

Beteiligung: 51.29%
Ja: 984'574 (35.6%)
Nein: 1'778'196 (64.4%)

Parolen:
– Ja: EVP (2*), FDP, KVP, Mitte (Junge Mitte: 2*), SVP (2*; JSVP: 1*); KdK, SGV, SSV,
Economiesuisse, SAV, SGV, Baumeisterverband, Swissmem, SwissICT, SwissBanking, VöV
– Nein: EDU, GLP (6*; JGLP: 1*), GP (1*), PdA, Piratenpartei, SD, SP (1*); SGB,
Travail.Suisse, VPOD, Syndicom, Schweizerischer Seniorenrat, Schweizerischer Verband
für Seniorenfragen, Vereinigung aktiver Senioren- und Selbsthilfeorganisationen in der
Schweiz (VASOS)
– Stimmfreigabe: Pro Senectute
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 11

Drei Tage nachdem die Schweizer Stimmbevölkerung am 7. März 2021 das E-ID-Gesetz
an der Urne verworfen hatte, reichten Verfechterinnen und Verfechter einer
staatlichen Lösung aus allen politischen Lagern sechs gleichlautende Motionen für eine
«vertrauenswürdige staatliche E-ID» ein. Gerhard Andrey (gp, FR; Mo. 21.3124), Franz
Grüter (svp, LU; Mo. 21.3125), Min Li Marti (sp, ZH; Mo. 21.3126), Jörg Mäder (glp, ZH; Mo.
21.3127), Simon Stadler (mitte, UR; Mo. 21.3128) sowie die FDP-Liberale-Fraktion (Mo.
21.3129) argumentierten übereinstimmend, die Volksabstimmung habe deutlich gezeigt,
dass sich die Bevölkerung eine E-ID wünsche, aber deren Herausgabe und Betrieb nicht
privaten Unternehmen überlassen werden dürfe. Nur wenn der Staat dafür zuständig
sei, könne die E-ID Vertrauen und Akzeptanz der Nutzerinnen und Nutzer geniessen.
Die Vorstösse enthielten demzufolge den Auftrag an den Bundesrat, eine staatliche E-ID
zu schaffen, die insbesondere die Grundsätze der «privacy by design», der
Datensparsamkeit und der dezentralen Datenspeicherung einhalten soll.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motionen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter
interpretierte das Abstimmungsresultat gleich wie die Motionärinnen und Motionäre
und erklärte, der Bundesrat wolle so rasch wie möglich einen neuen Vorschlag für eine
E-ID präsentieren. Ende Mai habe er deshalb das EJPD bereits mit der Ausarbeitung
eines Grobkonzepts beauftragt. Die daraus resultierende Auslegeordnung
verschiedener staatlicher Lösungsansätze befinde sich momentan in öffentlicher
Konsultation. Basierend darauf wolle der Bundesrat voraussichtlich Mitte 2022 ein
neues E-ID-Gesetz in die Vernehmlassung schicken, führte die EJPD-Chefin im
Nationalratsplenum aus.
Für etwas Dissonanz in all dem Einklang sorgte Jean-Luc Addor (svp, VS), der die
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Vorstösse bekämpfte. Er sah den Ursprung des Misstrauens vonseiten der
Stimmbevölkerung nicht in der privatwirtschaftlichen Natur des abgelehnten
Vorschlags, weshalb es die falsche Schlussfolgerung sei, nun alles dem Staat überlassen
zu wollen. Auch die Zentralisierung und der Datenschutz seien wichtige Fragen für die
Konzeption der E-ID. Erfahrungen hätten zudem gezeigt, dass der Bund auch kein
«unerschütterliches Vertrauen» bei der erfolgreichen Durchführung von IT-Projekten
geniesse. Ausserhalb seiner eigenen Fraktion verfing die Kritik Addors allerdings nicht.
Die grosse Kammer nahm die sechs Motionen in der Herbstsession 2021 mit 145 zu 39
Stimmen bei 7 Enthaltungen an. Ausser der SVP stimmten alle Fraktionen geschlossen
dafür. 12

In der Sommersession 2022 folgte der Ständerat dem Nationalrat und nahm sechs
gleichlautende Motionen für eine «vertrauenswürdige staatliche E-ID» an. Gerhard
Andrey (gp, FR; Mo. 21.3124), Franz Grüter (svp, LU; Mo. 21.3125), Min Li Marti (sp, ZH;
Mo. 21.3126), Jörg Mäder (glp, ZH; Mo. 21.3127), Simon Stadler (mitte, UR; Mo. 21.3128)
sowie die FDP-Liberale-Fraktion (Mo. 21.3129) argumentierten übereinstimmend, dass
die Volksabstimmung vom 7. März 2021 über die E-ID den Bedarf an einer staatlichen
Lösung aufgezeigt habe. Auch die einstimmige RK-SR und der Bundesrat empfahlen die
Motionen zur Annahme. Karin Keller-Sutter verwies überdies auf die schnelle
Wiederaufnahme des Themas durch das EJPD nach dem Volks-Nein und stellte in
Aussicht, dass noch im Sommer 2022 die Vernehmlassung zu einem neuen E-ID-Gesetz
eröffnet werde. Ebenso sprach sich SGV-Präsident Hannes Germann (svp, SH) für eine
staatliche Lösung aus, da es diese in Zusammenarbeit mit den Kantonen und
Gemeinden ermögliche, die wichtigsten Behördendienstleistungen rund um die Uhr
digital anzubieten. Medial äusserte sich beispielsweise auch Patrick Stähli, Präsident
des Vereins Digitale Gesellschaft Schweiz, positiv und betonte, die Schweiz dürfe in
diesem Bereich nicht abgehängt werden. Die Motionen wurden daraufhin
stillschweigend überwiesen. 13

MOTION
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Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

In einem Bericht solle der Bundesrat zeigen, ob in der Bundesverwaltung
selbstorganisierte Arbeitsformen eingeführt werden könnten. «Holokratie» oder
«Soziokratie 3.0» – also dezentrale und agile Organisationsformen – gewännen an
Beliebtheit, bewährten sich bei fortschreitender Digitalisierung und seien geeignet, um
Innovation zu fördern, so Min Li Marti (sp, ZH), die Urheberin des Vorstosses. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Bereits heute würden in der
Bundesverwaltung teilweise solche agilen Organisationsformen angewendet und ein
stärkerer Einsatz sei prüfenswert. 
Nachdem der Vorstoss durch Yves Nidegger (svp, GE) bekämpft worden war, brauchte
es eine Ratsdebatte, die in der Frühjahrssession 2022 stattfand. Da sich Min Li Marti
wegen Covid in Isolation befand, erhielt gleich der Gegner des Vorstosses das Wort: Er
habe das Gefühl, es sei vielmehr die Verwaltung, die den Bundesrat leite, statt
umgekehrt. Es brauche folglich nicht noch mehr Selbstverwaltung. Die eidgenössische
Verwaltung sei zudem kein Start-up, nicht etwas Amerikanisches und entwickle auch
keine Software – in solchen Unternehmen würde Holokratie angewendet. Schliesslich
würden solche Arbeitsformen den Finanzhaushalt noch stärker belasten. Ueli Maurer
widersprach Nydegger: Es sei im Nachgang der Corona-Krise wichtig, nicht nur
Homeoffice, sondern möglichst viele neue Arbeitsformen zu prüfen. Die
Bundesverwaltung sei eben keine Einheit, stattdessen gebe es in den verschiedenen
Bundesämtern ganz unterschiedliche Bedürfnisse an die Arbeitsplatzgestaltung. Der
Bundesrat arbeite bereits in die Richtung des Postulats, weshalb er es zur Annahme
beantrage. Nur die geschlossen stimmende SVP-Fraktion stellte sich gegen diese
Empfehlung, sodass das Postulat mit 137 zu 53 Stimmen (3 Enthaltungen aus der SP-
Fraktion) angenommen wurde. 14
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Mitte November 2023 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat von Min Li Marti
(sp, ZH) zu den Möglichkeiten für selbstorganisierte Arbeitsformen in der
Bundesverwaltung vor. Der Bericht lotete auf der Basis von Interviews mit erfahrenen
Verwaltungsmitarbeitenden und Führungspersonen insbesondere aus, inwiefern die
Soziokratie – Individuen sind prinzipiell gleichberechtigt an einer Organisation beteiligt
und finden Lösungen im Konsent-Prinzip – und die Holokratie – die Machtverteilung
wird dezentralisiert und eine Organisation mittels klaren Organisations- und
Entscheidungsstrukturen auf grösstmögliche Effizienz ausgerichtet – umsetzbar wären.
Der Bericht zeigte auf, dass es zwar in fast allen Departementen selbstorganisierte
Arbeitsformen gebe, dass die nach wie vor vorherrschenden hierarchischen Strukturen
aber für eine breitere Durchsetzung neuer Arbeitsformen hinderlich seien. Die
Einführung von selbstorganisierten Arbeitssystemen mit hoher Flexibilität, flachen
Hierarchien und breiter Mitentscheidung bedinge neue Rollenverständnisse, den Willen
der Mitarbeitenden, Verantwortung zu übernehmen und die entsprechende
Unterstützung seitens der Führung. Der Bericht schloss mit der Vermutung, dass die
Forderungen nach neuen Arbeitsformen über die Zeit auch aufgrund eines
«Generationenwechsel[s] in der öffentlichen Verwaltung» zunehmen und sich in einer
«Arbeitswelt in Bewegung» immer mehr durchsetzen werden. 15

BERICHT
DATUM: 15.11.2023
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Weil der Bundesrat die Annahme des Postulats von Min Li Marti (sp, ZH) beantragt hatte,
hätte die Idee einer kurzfristigen Beschäftigung von IT-Spezialistinnen und
-Spezialisten in der Bundesverwaltung im Rahmen eines Innovation-Fellowship-
Programms eigentlich stillschweigend überwiesen werden können. Die Ausarbeitung
eines Vorschlags zum befristeten Engagement von talentierten Spezialistinnen und
Spezialisten zwecks Verstärkung des Innovationspotenzials der Bundesverwaltung
wurde jedoch von Matthias Jauslin (fdp, AG) bekämpft, was eine Diskussion im Rat nötig
machte. 16

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

Die Diskussion um das von Matthias Jauslin (fdp, AG) bekämpfte Postulat von Min Li
Marti (sp, ZH) für eine kurzfristige Beschäftigung von IT-Spezialistinnen und
-Spezialisten zwecks Zusammenarbeit mit IT-Fachleuten aus der Verwaltung im
Rahmen eines Innovation-Fellowship-Programms fand in der Sommersession 2019
statt. 
Die Zürcher SP-Vertreterin legte dar, dass der Austausch zwischen jungen IT-Talenten
aus der Wirtschaft und den Verantwortlichen in der Bundesverwaltung zu einem
eigentlichen Digitalisierungsschub führen könne. Gemeinsam könnten neue,
bedürfnisgerechte und innovative Projekte angegangen werden, die erst noch billiger
sein könnten als extern in Auftrag gegebene Produkte. Matthias Jauslin erachtete
Innovation ebenfalls als wichtig, gab aber zu bedenken, dass es bereits zahlreiche
Projekte und Programme gebe und das Postulat lediglich eine weitere Baustelle
bedeute, die zusätzlichen bürokratischen Aufwand generiere, den die
Bundesverwaltung zu tragen habe. Es sei besser, sich auf laufende Projekte zu
konzentrieren und diese zu Ende zu führen, als immer wieder neue «Zeitfresser» zu
generieren, die den Erwartungen dann nicht entsprechen würden. Der Bundesrat, der
das Postulat zur Annahme empfohlen hatte, wurde von Finanzminister Ueli Maurer
vertreten. Die Verwaltung gehöre hinsichtlich neuer Technologien «wahrscheinlich
nicht ganz zu den innovativsten» und deshalb sei die ja doch recht bescheidene
Forderung des Postulats, während eines Jahres zwei Fellows an einer
Querschnittfunktion einzubinden, sehr zu begrüssen. Der Bundesrat gedenke sowieso,
in eine ähnliche Richtung zu gehen und mit der Annahme des Postulats hätte er auch
formal die Zustimmung des Parlaments. Diese wurde ihm in der Abstimmung in der Tat
erteilt: Mit 116 zu 70 Stimmen (1 Enthaltung) wurde das Postulat angenommen. Nur die
geschlossene SVP-Fraktion und sechs der total 31 anwesenden FDP-Mitglieder lehnten
den Vorstoss ab. 17

POSTULAT
DATUM: 12.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Mitte September 2020 legte der Bundesrat den Bericht in Erfüllung des Postulats von
Min Li Marti (sp, ZH) vor, mit dem diese die Möglichkeiten für eine kurzfristige
Beschäftigung von IT-Spezialistinnen und -Spezialisten beleuchtet haben wollte. Die
Möglichkeit für sogenannte «Fellowship-Programme», also befristete Anstellungen von
jungen Wissenschafterinnen und Wissenschaftern, Technikerinnen und Technikern
oder ganz allgemein von «Personen, mit Potential die Innovation zu fördern», bestehe
bereits heute, wurde im Bericht ausgeführt. Hochschulpraktika, aber auch die gut
funktionierende Zusammenarbeit mit Hochschulen und mit Unternehmen würden
bereits heute gefördert und stellten auch ein spezifisches Ziel der Personalstrategie
«Bundesverwaltung 2020-2023» dar. Bestehende Netzwerke würden im Rahmen dieser
Strategie adaptiert, ergänzt und weiterentwickelt, schloss der Bericht. 18

BERICHT
DATUM: 18.09.2020
MARC BÜHLMANN

Mit Vorlegen des Postulatsberichts erachtete der Bundesrat das Postulat von Min Li
Marti (sp, ZH), das Möglichkeiten für kurzfristige Beschäftigung von IT-Spezialistinnen
und -Spezialisten erarbeitet haben wollte, als erfüllt. Dies sahen in der Sommersession
2021 auch beide Räte so und schrieben den Vorstoss entsprechend ab. 19

POSTULAT
DATUM: 12.06.2021
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Min Li Marti (sp, ZH) die Regelungen zur
Ausstandspflicht von Parlamentsmitgliedern erneuern. Die aktuell geltenden
Bestimmungen seien viel zu rudimentär. Nur mit einer klareren Regelung könne
verhindert werden, dass die Meinung entstehe, Parlamentarierinnen und
Parlamentariern ginge es nur um ihre eigenen Interessen. 
Die Forderung stiess allerdings weder bei der SPK-NR noch im Nationalrat auf offene
Ohren. Die Kommission, die mit 17 zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung entschied, der
Initiative keine Folge zu geben, fragte rhetorisch, ob es auf Bundesebene überhaupt
eine Ausstandspflicht geben könne, mit Ausnahme der bereits geregelten Oberaufsicht,
da ja im Rat kaum Einzelakte, sondern generell-abstrakte Normen verabschiedet
würden. Der Forderung der Initiantin, dass ein Ratsmitglied in den Ausstand treten
müsste, wenn es «als Einzelnes» direkt betroffen sei, könne nicht nachgekommen
werden, da erstens die Bestimmung dieses Falles schwierig sei und es zweitens wohl
häufig vorkomme, dass Ratsmitglieder in ihrer Funktion als (Verbands-
)Interessenvertretung oder als nebenberuflich tätige Milizparlamentarierinnen und
Milizparlamentarier von einem Gesetz profitieren könnten; dies gelte nicht als Grund,
um in den Ausstand zu treten. Freilich sei es eine Frage des Anstandes, dies bei starker
persönlicher Betroffenheit freiwillig zu tun: Eine Regelung brauche es hierfür aber
nicht. 
Auch im Rat wurde die Initiative mit 130 zu 58 Stimmen bei 4 Enthaltungen abgelehnt.
Diskussion wurde – neben dem Votum der Initiantin und der Kommissionssprecher –
keine gewünscht. Die Stimmen der Minderheit stammten aus dem links-grünen Lager,
unterstützt von der GLP und zwei SVP-Fraktionsmitgliedern. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2018
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

«Die Schweizer Demokratie machte eine Pause» fasste die WoZ rückblickend die
Ereignisse um den 15. März 2020 zusammen, als Covid-19 auch das Parlament erfasste
und dieses zu einem Abbruch der Frühlingssession veranlasste. Dabei zeigt die
Chronologie der Ereignisse nicht nur exemplarisch, wie unvermittelt die Pandemie auch
über die Schweiz hereinbrach, sondern sie regte auch Diskussionen über die
Krisenresistenz der Legislative an.
Zwar waren zu Beginn der Frühjahrssession am 2. März schon dunkle Wolken am
Horizont zu sehen und entsprechend hatte die Verwaltungsdelegation schon vor der
Session beschlossen, keine Besucher zuzulassen. Halten sich an einem Sessionstag
normalerweise mehr als tausend Personen im Bundeshaus auf, wurde – neben den mit
einem Badge ausgerüsteten Interessenvertreterinnen und -vertretern – nur noch fest
akkreditierten Medienschaffenden ein Aufenthalt in den Räumlichkeiten gewährt, was
in der WoZ einen geharnischten Kommentar nach sich zog: Das Parlament schliesse
lieber die Presse aus statt die Lobbys. Neben dem Besuchsverbot galt – wie überall –
auch im Bundeshaus die Empfehlung, keine Hände zu schütteln. Allerdings war die
ebenfalls empfohlene Distanz von zwei Metern in den engen Ratssälen nicht
einzuhalten. 
Für einen medial breit kommentierten «Eklat» (Tages-Anzeiger) sorgte dann am ersten
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Sessionstag Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), die als Einzige mit einer Schutzmaske
den Ratssaal betrat und deshalb von Nationalratspräsidentin Isabelle Moret aus dem
Saal gewiesen wurde – das Tragen von Masken ist in den Ratssälen nicht erlaubt. Sie
wolle sich vor Ansteckungen schützen und hätte eine Absage der Session begrüsst, gab
die SVP-Politikerin zu Protokoll, die dann ihren Platz immerhin für die Abstimmungen
wieder einnehmen durfte, die Debatten aber im Fraktionszimmer verfolgen musste. Die
«Maskerade» (Blick) wurde als «Kindergarten» (Min Li Marti, sp, ZH) oder als «coup
médiatique» (Le Temps) der SVP gewertet, die damit Angst bewirtschafte. Die SVP sei
jetzt plötzlich «für Verhüllung und Maulkörbe», kommentierte der Blick lapidar. Einige
SVP-Ratsmitglieder verteidigten freilich die Aktion Martullo-Blochers. So berichtete
etwa Alfred Heer (svp, ZH), dass er als Europaratsmitglied nicht nach Strassburg dürfte,
wenn er sich in den letzten 14 Tagen in Risikogebieten aufgehalten hätte. Hier in Bern
sei er freilich nicht nach seinen Auslandreisen gefragt worden. 
Zu Beginn der zweiten Woche war es erneut die SVP, die auf die vor allem im
Nachbarland Italien stark ansteigenden Corona-Ansteckungen reagieren wollte. Mit
einem Ordnungsantrag (20.9004) verlangte SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG)
einen Sessionsunterbruch. Das BAG habe neben dem «Social Distancing» auch ein
Fernbleiben von öffentlichen Veranstaltungen vor allem für Risikogruppen empfohlen.
Nicht nur sei im Parlament das Einhalten des Abstands nicht möglich, es gäbe auch
zahlreiche Risikogruppen, so die Begründung für den Ordnungsantrag. «Analog zur
Begrenzungsinitiative wäre es richtig gewesen, zu kontrollieren, wer überhaupt ins Land
kommt», kritisierte Aeschi in seiner Begründung die vorangegangenen Entscheidungen
des Bundesrats. Der Sprecher des Büros, Andreas Aebi (svp, BE), empfahl eine mit 10 zu
1 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossene Ablehnung des Antrags. Man müsse sich auf
Fakten stützen und solle keine Ängste schüren. Es würde als schlechtes Beispiel
gewertet werden, wenn sich das Parlament «aus der Verantwortung stehlen würde». Mit
155 zu 13 Stimmen (8 Enthaltungen) wurde der Antrag deutlich abgelehnt. In der Presse
wurden der Antrag der SVP und vor allem das Votum Aeschis zur eigenen Initiative als
«taktisches Spielchen» (Blick) kritisiert. Mit Schüren von Angst wolle die Partei
Stimmung für ihre Begrenzungsinitiative machen, vermutete etwa Roger Nordmann (sp,
VD). Es wäre der SVP wohl auch gelegen gekommen, wenn mit einem Abbruch die
Beratungen zu den Überbrückungsleistungen für ältere Arbeitslose, welche vielerseits
als Massnahme gegen die Begrenzungsinitiative verstanden wird, auf Eis gelegt worden
wären, vermutete der Blick weiter. 
Freilich wurde für die zweite Woche der Zugang zum Bundeshaus noch einmal
eingeschränkt. Mitgliedern des diplomatischen Corps und ehemaligen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern wurde der Zutritt verwehrt. Darüber hinaus
galt die dringende Empfehlung, zu Hause zu bleiben, wenn man sich krank fühlte. Den
Fraktionen wurden zudem grössere Räume für ihre Sitzungen zur Verfügung gestellt. 
Den am darauffolgenden Freitag vor der dritten Sessionswoche gefällten Entscheid der
Verwaltungsdelegation, die Session nicht abzubrechen – schliesslich sei das Parlament
Arbeitsort und nicht «Veranstaltung» – machten dann jedoch die sich überstürzenden
Ereignisse obsolet. So wurden sich die Fraktionen noch am Sonntag vor der dritten
Sessionswoche einig, dass der Abbruch der dritten Sessionswoche in Anbetracht der
sich rapide verschlechternden Situation – tags zuvor waren in der Schweiz 1'563
Neuinfektionen verzeichnet worden – für die Gesundheit der Parlamentsmitglieder, die
einer Risikogruppe angehörten, das Beste sei. Politische Geschäfte könnten jetzt
warten, gab Andrea Gmür (cvp, LU), Präsidentin der Mitte-Fraktion, der Aargauer
Zeitung zu Protokoll, «wir Politikerinnen und Politiker werden nun zuerst zu Hause
benötigt». 
Das Parlament sei nun also doch noch zur «Einsicht» gekommen, urteilte die NZZ. Mit
der Fortführung der Session hätte man ein fragwürdiges Signal an die Bevölkerung
gesendet. Zwar käme es nun zwar bei einigen Geschäften zu Verzögerungen, aber es sei
«nicht anzunehmen, dass Menschenleben gefährdet sind, weil National- und Ständerat
ihre Entscheide erst später fällen». Freilich wurde auch Kritik am Sessionsabbruch laut.
Gerade in einer Krisensituation müsse das Parlament handlungsfähig sein und
entscheiden können, gab etwa Claude Longchamp in der Aargauer Zeitung zu Protokoll.
Auch die nun wohl fehlende Meinungsbildung für die geplanten Abstimmungen im Mai
(Begrenzungsinitiative, Jagdgesetz und Erhöhung der Kinderabzüge) wurde angemahnt.
Das sei einer Musterdemokratie, als die sich die Schweiz verstehe, unwürdig, so ein
weiterer Kommentar in der Aargauer Zeitung; man habe fast «den Eindruck, gewisse
Nationalräte seien froh, die Verantwortung an den Bundesrat delegieren zu können.
Diese Haltung ist inakzeptabel». Als Folge wurden auch die Forderungen nach einer
Digitalisierung des Ratsbetriebs oder der direkten Demokratie lauter. 
Zudem wurden für die für Anfang Mai anstehende Sondersession alternative Standorte
gesucht. Diese solle wenn immer möglich durchgeführt werden, allerdings nicht im
Bundeshaus, gaben die Ratsbüros bekannt. Diese – wie auch vor allem die
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Finanzkommission – tagten dann in der Tat relativ schnell wieder; vor allem virtuell. Der
Abbruch der Session sei nötig gewesen, weil die Hygienemassnahmen nicht hatten
eingehalten werden können, die Handlungsfähigkeit des Parlaments sei dank der Arbeit
der Kommissionen aber immer gewährt gewesen, verteidigte denn auch
Ständeratspräsident Hans Stöckli (sp, BE) den Entscheid. Einig waren sich Presse und
Politiker immerhin darin, dass man über die Krisenresistenz des Parlaments
nachdenken müsse. 21

Organisation der Bundesrechtspflege

In der Frühjahrssession nahm sich der Nationalrat der Justiz-Initiative an. Zur Debatte
standen dabei drei Minderheitsanträge, welche die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags
bezweckten, was der Bundesrat in seiner Vorlage abgelehnt hatte. Ein
Minderheitsantrag Min Li Marti (sp, ZH) verlangte die Rückweisung des Geschäfts an die
RK-NR, damit diese ihren in Form einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 20.480)
bereits eingereichten indirekten Gegenvorschlag weiter ausarbeite. Zwei weitere links-
grüne Minderheiten präsentierte einen eigenen direkten Gegenentwurf, der gleichzeitig
mit der Initiative zur Abstimmung kommen soll.
Die RK-NR selber sehe aber keinen Handlungsbedarf mehr, berichtete Barbara
Steinemann (svp, ZH) für die Kommission. Nach einigen Anhörungen sei man zum
Schluss gekommen, dass sich das aktuelle System bewährt habe. Die Wahl von
Richterinnen und Richtern, wie sie heute praktiziert werde, sei nicht über alle Zweifel
erhaben und es gebe durchaus «diskussionswürdige Punkte», so die
Kommissionssprecherin. Alle anderen Systeme seien aber «noch weniger perfekt»,
weshalb die Kommission mit 22 zu 0 Stimmen (3 Enthaltungen) empfehle, die
Volksinitiative ohne indirekten Gegenvorschlag und ohne direkten Gegenentwurf
abzulehnen.
In der Begründung ihres Rückweisungsantrags machte Min Li Marti (sp, ZH) auf die
wunden Punkte aufmerksam, auf welche die Initiative die Finger legt: Die Frage der
Wiederwahl – Richterinnen und Richter müssen periodisch in ihrem Amt bestätigt
werden, was in jüngerer Zeit nicht immer reibungslos vonstatten gegangen war –; die
Mandatsabgaben, die von Richterinnen und Richtern an ihre Parteien bezahlt werden
müssen und die auch von der Greco kritisiert werden, weil sie das bestehende
Abhängigkeitsverhältnis noch verstärken; oder die Auswahl der Richterinnen und
Richter durch die Gerichtskommission, die kein eigentliches Fachgremium darstellt und
weniger auf Fachkompetenz als auf politische Einstellungen und Parteizugehörigkeit
achtet. Diese Punkte müssten von der Rechtskommission noch einmal überdacht und in
eine Gesetzesrevision gegossen werden, forderte die Zürcher Sozialdemokratin. Sibel
Arslan (basta, BS) skizzierte in der Folge die beiden direkten Gegenentwürfe.
Vorgesehen war eine Erhöhung der Amtsdauer von Richterinnen und Richter auf zwölf
oder sechzehn Jahre in Verbindung mit einem noch zu regelnden
Amtsenthebungsverfahren. Das bisherige Wiederwahlverfahren gefährde die
Unabhängigkeit der Judikative, weil Richterinnen und Richter mit ihrer Wiederwahl
unter Druck gesetzt werden könnten, so die Begründung der Baslerin.  

In der nachfolgenden Debatte wiesen auch zahlreiche Votantinnen und Votanten auf
die Mängel des bestehenden Systems hin. Freilich war umstritten, ob diese Mängel mit
einem Gegenvorschlag oder einem Gegenentwurf behoben werden müssten oder ob sie
sich «im Rahmen der heutigen Strukturen lösen» lassen, wie sich etwa Pirmin
Schwander (svp, SZ) überzeugt zeigte. Wichtig sei freilich, dass man bereits bei der
Selektion der Kandidierenden die «richtigen Persönlichkeiten» auswähle. Das System
funktioniere, befand auch Christoph Eymann (ldp, BS). Änderungen seien weder auf
Gesetzes- noch auf Verfassungsstufe nötig. Der von der Initiative kritisierte
Parteienproporz bei Richterwahlen sei gar nicht so schlecht, führte dann Philipp
Matthias Bregy (mitte, VS) aus. Er garantiere vielmehr eine Vertretung aller
«ideologischen Richtungen». Auch die regelmässigen Wiederwahlen wurden verteidigt:
In Realität seien die Richterinnen und Richter unabhängig von ihren Parteien und zu
einer Abwahl komme es praktisch nie, argumentierte Sidney Kamerzin (mitte, VS) gegen
eine Reform des Systems. Gegen ein zu hastiges Vorgehen mit Hilfe von
Gegenvorschlägen und Gegenentwürfen stellte sich auch Kurt Fluri (fdp, SO). Man
müsse die bestehenden Probleme in Ruhe angehen. So sei ja etwa eine Motion von Beat
Walti (fdp, ZH) für ein Verbot von Mandatssteuern bereits eingereicht worden. 
Die Ratslinke – unterstützt von der GLP, für die Beat Flach (glp, AG) Handlungsbedarf
aufgrund der undurchsichtigen Mandatsabgaben feststellte – hätte hingegen die
Initiative gerne als Treiberin für nötige Reformen genutzt. Es sei ein Glücksfall, dass es
dank der Initiative zu einer öffentlichen Debatte über die Judikative komme, lobte
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Matthias Aebischer (sp, BE). Wenn ein indirekter Gegenentwurf jetzt ausgearbeitet
werden müsse, könnten die «kritischen und berechtigten Aspekte der Initiative»
aufgenommen werden, warb auch Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) für die
Rückweisung an die Kommission.

Eine solche wurde dann allerdings von der Ratsmehrheit mit 99 zu 81 Stimmen (1
Enthaltung) abgelehnt. Dabei zeigte sich der aufgrund der vorgängigen Diskussion zu
erwartende Graben zwischen SVP-, FDP- und der Mehrheit der Mitte-Fraktion, die den
Rückweisungsantrag ablehnten, und den Fraktionen von SP, GP und GLP sowie der EVP.
Auf die beiden Vorlagen für mögliche direkte Gegenentwürfe mochte der Rat sodann
gar nicht erst eintreten. Mit 102 zu 79 Stimmen (3 Enthaltungen) wurde eine mögliche
Debatte abgelehnt. Dabei zeigten sich die praktisch gleichen Fronten wie bei der
abgelehnten Rückweisung. 

Die Initiative selber fand bei den Rednerinnen und Rednern kaum Unterstützung. Das
Losverfahren sei «schlicht unseriös», urteilte Philipp Matthias Bregy (mitte, VS). Der
Zufall mache seine Sache nur selten gut, befand auch Nicolas Walder (gp, GE) und mit
dem Los bestünde das grosse Risiko, dass nicht alle politischen Sensibilitäten in der
Judikative repräsentiert seien. Auch die Idee eines Fachgremiums, mit dem die
auszulosenden Kandidierenden bestimmt würden, stiess auf Kritik. Auch die Mitglieder
eines solchen Gremiums könnten nicht politisch neutral sein, warnte Matthias
Aebischer (sp, GE). Eine durch Los oder ein Fachgremium bestimmte Judikative sei
demokratisch weniger legitimiert als durch das Parlament oder die Stimmbevölkerung
gewählte Richterinnen und Richter, pflichtete Andreas Glarner (svp, AG) bei. Ein
«Sympathie-Ja» erhielt das Begehren einzig von Lukas Reimann (svp, SG):
Richterwahlen seien sehr wohl politisch und die Parteizugehörigkeit verhindere die
Auswahl der besten Kandidierenden, begründete der St. Galler seine Unterstützung. 
Der Nationalrat folgte stillschweigend dem Antrag der Kommission, die Initiative zur
Ablehnung zu empfehlen. Die NZZ sprach nach der nationalrätlichen Debatte von einer
verpassten Chance. Es sei fraglich, ob das Parlament ohne den Druck einer
Volksinitiative gewillt sei, die Mängel im bestehenden System zu beheben. 22

Wahlen

Kommunale Wahlen

Die Ausgangslage für die Stadtratswahlen 2018 in Zürich präsentierte sich überaus
spannend: Nachdem Andres Türler (ZH, fdp) und Gerold Lauber (ZH, cvp) ihren Verzicht
auf eine erneute Kandidatur für den Stadtrat erklärt hatten, waren in Zürich zwei der
neun Stadtratssitze neu zu besetzen. Kandidatinnen und Kandidaten für diese Sitze gab
es zuhauf: Neben den sieben Bisherigen Corinne Mauch (ZH, sp), Claudia Nielsen (ZH,
sp), André Odermatt (ZH, sp), Raphael Golta (ZH, sp), Daniel Leupi (ZH, gps), Richard
Wolff (ZH, al) und Filippo Leutenegger (ZH, fdp) gab es 11 weitere Kandidaturen: Karin
Rykart von den Grünen wurde innert kürzester Zeit als realistische Nachfolgerin des
zurücktretenden Gerold Lauber gewertet, da sie neben ihrer Partei auch von SP und AL
unterstützt wurde. Das bürgerliche «Top 5»-Bündnis umfasste neben dem Bisherigen
Leutenegger als «Zugpferd» (Tages-Anzeiger), der auch für das Stadtpräsidium
kandidierte, Michael Baumer von der FDP, Susanne Brunner und Roger Bartholdi von
der SVP sowie Markus Hungerbühler von der CVP. Als Alternative zu den zwei Blöcken
präsentierte sich GLP-Kandidat Andreas Hauri, der für die «progressive Mitte» antrat
und mit der Forderung eines Digitalministers zur Koordination der vielen Digitalprojekte
auf sich aufmerksam machen wollte. Kaum Wahlchancen sprachen die Medien den
übrigen Kandidatinnen und Kandidaten zu: Die 23-Jährige Nina Hüsser, Co-Präsidentin
der kantonalen Juso, wurde vom Zürcher Gewerkschaftsbund, nicht aber von ihrer
Mutterpartei empfohlen. Claudia Rabelbauer, Kandidatin der EVP, trat nach Ansicht
einiger Medien insbesondere zur Stadtratswahl an, um Werbung für ihre Partei zu
machen – vier Jahre zuvor hatte die EVP das Quorum nicht erreicht und dadurch alle
ihre Sitze verloren. Sie hatte damals auf eine Stadtratskandidatur verzichtet. Hatte die
EVP überdies 2014 noch mit der EDU zusammengespannt, war dies in diesem Jahr nicht
mehr der Fall. Im Gegenzug trat auch die EDU mit Thomas Ucar als eigenem
Stadtratskandidaten an. Hinzu kamen Anthony Edward Monn,  und Hans Ulrich
Flückiger, die bereits 2014 angetreten waren, sowie Christian Schaub, der mit skurrilen
Forderungen wie der Umbenennung des Uetlibergs seinen Wahlkampf als Satire sah und
mit dem Wahlslogan «Christian Schaub: arrogant, neurotisch, heimlifeiss» antrat. Für
den Wahlkampf spannten SP, Grüne und AL in einem losen Bündnis zusammen und
empfahlen sich gegenseitig zur Wahl. Dabei fiel insbesondere die Kampagne der SP auf,
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deren Vertreterinnen und Vertreter bis Ende Jahr von Tür zu Tür gingen und in über
2000 Besuchen den direkten Kontakt mit der Bevölkerung suchten. Stadtpräsidentin
Corinne Mauch, die sich ebenfalls an der Aktion beteiligte, erklärte, man wolle damit
«der Bevölkerung den Puls fühlen». Bis zum Wahltag wollte die SP zudem 15‘000
Telefongespräche mit Stadtzürcherinnen und Stadtzürchern führen. 
Viel mediale Aufmerksamkeit erhielt auch das bürgerliche «Top 5»-Bündnis von SVP,
FDP und CVP. Es wurde dabei betont, dass dieses im Vergleich zu vor 4 Jahren deutlich
besser harmoniere – keine Partei liess sich zu Spitzen gegen ihre Mitkonkurrenten
hinreissen. Noch nicht einmal das Plakat der SVP, mit dem sie dazu aufrief, den
«Saustall Stadtrat aus[zu]misten», sorgte zum Erstarenen der Medien für negative
Kommentare der anderen bürgerlichen Parteien. Bereits im September 2017 hatten die
Bürgerlichen ihr Wahlprogramm präsentiert, das etwa die Verbesserung der
Standortattraktivität, die Förderung von Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen,
bessere Rahmenbedingungen für Finanzen und Steuern, flüssigen Verkehr sowie eine
Erhöhung der Sicherheit forderte. Das Komitee wurde nicht müde, insbesondere die
jährlichen Millionendefizite in den Stadtspitälern sowie die hohe Verschuldung der
Stadt zu kritisieren. 
Viel Aufmerksamkeit in diesen Stadtratswahlen erhielt Claudia Nielsen, wenn auch in
einem negativen Sinne. Bereits vor Kampagnenstart stand sie aufgrund der zahlreichen
Probleme bei den Stadtspitälern unter Druck; unter anderem war ihre Spitalstrategie
zur Behebung der Defizite der Spitäler und zum Abbau des Schuldenbergs von einer
Gemeinderatskommission als zu unbestimmt zurückgewiesen worden, woraufhin ihr ein
Beirat aus fünf weiteren Stadtratsmitgliedern zur Seite gestellt worden war. Immer
wieder kritisiert wurde in den Medien auch die Personalpolitik von Nielsen,
insbesondere der Personalverschleiss in ihrem Departement. Dies hatte zur Folge, dass
Nielsen im Dezember 2017 in einer Vorwahlbefragung von Sotomo für die NZZ
abgeschlagen auf dem 13 Platz landete – nur 27 Prozent aller Umfrageteilnehmenden
und nur 48 Prozent aller SP-Wählenden wollten im März 2018 Nielsens Namen auf den
Wahlzettel schreiben. Nielsen bezeichnete das Ergebnis als «Dämpfer», erhielt jedoch
weiterhin deutlichen Zuspruch ihrer Partei, die in einem Unterstützungsaufruf an die
SP-Mitglieder die «völlig überrissene Kritik von rechts» anprangerte. Im Februar aber
gab Claudia Nielsen, völlig unerwartet für die medialen Kommentatoren, ihren Verzicht
auf die Stadtratswahlen bekannt. Als Grund dafür nannte sie «reglementswidrige
Verbuchungen» und «Verwendungen von ärztlichen Honoraren» im Triemlispital. Sie
habe diese gestoppt und eine Administrativuntersuchung eingeleitet, wolle aber
politische Verantwortung dafür übernehmen und verzichte daher auf eine erneute
Kandidatur. Zwar zeigten sich die Medien in der Folge einig, dass die Verbuchungen
nicht krimineller Natur gewesen seien – Spitalärzte hatten Leistungen wie
Weiterbildungen oder Kongresse bezahlt, die eigentlich das Spital hätte übernehmen
müssen – und es auch nicht um sehr hohe Beträge gegangen sei, trotzdem hätten sie
gegen die städtischen Bestimmungen verstossen. Nielsens Rückzug wurde denn auch
nicht nur auf diesen einzelnen Vorfall, sondern auf die Fülle an negativer
Rückmeldungen zurückgeführt.
Vom Rückzug auf dem kalten Fuss erwischt wurde auch ihre Partei, die damit nur drei
Wochen vor dem Urnengang eine von ihren vier Stadtratskandidatinnen und
-kandidaten verlor. Nachdem mit Jacqueline Badran, die ihre «Mission» (Badran) im
Nationalrat als noch nicht abgeschlossen erachtete, und Min Li Marti, die erst zwei
Wochen zuvor ein Kind bekommen hatte und sich keinen Wahlkampf antun wollte, die
einzigen für die SP in Frage kommenden Ersatzkandidatinnen abgesagt hatten,
verzichtete die Partei auf eine vierte Kandidatur und gab damit ihren vierten Sitz
kampflos auf. Das Ziel der Partei bei den Wahlen liege nun darin, die 40
Gemeinderatssitze zu halten und weiterhin stärkste Partei zu bleiben, erklärte Co-
Präsident Marco Denoth gegenüber den Medien. 
Die Medien diskutierten in der Folge insbesondere, was dieser Rückzug Nielsens für
Karin Rykart und Andreas Hauri bedeute. Rykarts Wahl galt nun als beinahe sicher und
auch für Hauri stünden die Chancen gut, war man sich einig: Die zweite Wahlumfrage,
die noch vor dem Entscheid Nielsens durchgeführt worden war, sah Hauri auf dem
neunten Platz. Der Grünliberale schien bei den Grünen, der SP und vereinzelt auch bei
der FDP gut anzukommen, die AL empfahl ihn sogar zur Wahl, um damit die Wahl der
SVP-Kandidatin Brunner zu verhindern.
Eher schlecht standen die Vorzeichen zu diesem Zeitpunkt für die «Top 5»: Obwohl die
Medien immer wieder die gute Zusammenarbeit zwischen den drei bürgerlichen
Parteien betonten, sprachen die Vorumfragen eine andere Sprache. Gemäss Umfrage
hatten SVP, FDP und CVP Mühe, ihre Wählerinnen und Wähler parteiübergreifend von
der Wahl der übrigen Mitglieder der gemeinsamen Liste zu überzeugen. Nur 45 Prozent
der FDP-Wählenden und 39 Prozent der SVP-Wählenden gaben in der Umfrage dem
CVP-Kandidaten Markus Hungerbühler ihre Stimme und auch Michael Baumer, Susanne
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Brunner und Roger Bartholdi erhielten nur rund zwei Drittel der Stimmen von der
jeweils anderen Partei.
Je näher der Wahltermin kam, desto deutlicher wurde, dass eine hohe
Stimmbeteiligung zu erwarten war. Eineinhalb Wochen vor Urnengang waren bereits
21.9 Prozent der Wahlzettel eingegangen, vier Jahre zuvor waren es 17.6 Prozent
gewesen. Erklärt wurde dies durch die gleichentags stattfindende eidgenössische
Abstimmung über die No-Billag-Initiative. 

Am Wahlsonntag, dem 4. März 2018, bestätigten sich die Erwartungen der Medien
grösstenteils. Die Wahlbeteiligung lag mit 43.2 Prozent relativ hoch. Problemlos
schafften alle Bisherigen – Corinne Mauch (mit 63'139 Stimmen), Daniel Leupi (59'082
Stimmen), André Odermatt (57'969 Stimmen), Raphael Golta (56'572 Stimmen), Richard
Wolff (48'311 Stimmen) und Filippo Leutenegger (44'358 Stimmen) – die Wiederwahl.
Karin Rykart erzielte ein Glanzresultat und erhielt am fünftmeisten Stimmen (49'285
Stimmen) – und damit mehr als Wolff und Leutenegger. Letzterer schaffte das absolute
Mehr zwar sicher, erhielt aber doch deutlich weniger Zuspruch als der am
schlechtesten abschneidende Linke, Richard Wolff. Andreas Hauri wurde mit 36‘058
Stimmen gewählt und errang damit zum ersten Mal einen Zürcher Stadtratssitz für die
Grünliberalen. Auch der Nachfolger von Andres Türler, Michael Baumer, übertraf mit
33‘033 Stimmen das absolute Mehr, wenn auch nur knapp. Mit deutlichem Abstand
folgten Markus Hungerbühler (26‘900 Stimmen) und die beiden SVP-Kandidierenden
Susanne Brunner (23‘683) und Roger Bartholdi (22‘673). Auch die Wahl fürs
Stadtpräsidium verlief eindeutig, so war der Wahlkampf hierzu zuvor auch eher
zurückhaltend geblieben: Mit 53‘300 Stimmen schaffte Corinne Mauch die Wiederwahl
gegen Filippo Leutenegger mit 27‘094 Stimmen und Andreas Hauri mit 3‘145 Stimmen
deutlich. 
Das bürgerliche Top-5-Ticket gehörte somit zu den grossen Verlierern des Tages. Von
den fünf Kandidaten waren lediglich die beiden FDP-Vertreter gewählt worden; die
Medien sprachen von einem Fiasko für SVP und CVP. Dies insbesondere auch aufgrund
der Ergebnisse bei den Gemeinderatswahlen. Kritisiert wurde in der Folge vor allem die
Strategie der Bürgerlichen, die bisherige Politik des Stadtrats und das «Versagen» von
Rot-Grün zu kritisieren. Der Stadt gehe es gut, weshalb zwingende Argumente für eine
bürgerliche Wende gefehlt hätten, war man sich einig. Eine andere Erklärung für die
Niederlage lieferte das bürgerliche Lager: «Ein besseres Abschneiden des Top5-Teams
wurde vor allem durch die hohe Mobilisierung innerhalb des linken Lagers durch die
NoBillag-Abstimmung verhindert», publizierte das Komitee auf seiner Webseite. «Mit
einer anderen Abstimmungskonstellation wäre ein weitaus besseres Abschneiden des
Top5-Teams wahrscheinlich gewesen.» Dies erachteten jedoch die meisten
Kommentatoren als wenig plausibel: Ein solcher Zusammenhang sei statistisch nicht zu
beweisen; nicht nur die SVP und die FDP, die sich zumindest teilweise für die Initiative
ausgesprochen hatten, sondern auch die CVP, die diese deutlich bekämpft hatte,
hätten bei der Wahl schlecht abgeschnitten; und die Ergebnisse hätten vergleichsweise
deutlich mit den Vorumfragen übereingestimmt. Stattdessen ging man davon aus, dass
die Bürgerlichen in der Stadt Zürich eine Zusammenarbeit der drei Parteien (noch)
nicht akzeptiert hätten. 

Im Mai 2018 nahm der Stadtrat die Departementsverteilung vor, wobei es zu einer
«grossen Rochade» (Mauch) kam: 5 Departemente wurden neu verteilt, lediglich die
vier bisherigen SP- und Grünen-Mitglieder des Stadtrats behielten ihre Ressorts.
Filippo Leutenegger und Richard Wolff hingegen mussten gegen ihren Willen ihre
Departemente wechseln: Leutenegger wird zukünftig anstelle des Tiefbaudepartements
das Schuldepartement übernehmen und Wolff wird anstelle des
Sicherheitsdepartements neu für das Tiefbaudepartement zuständig sein.
Stadtpräsidentin Mauch begründete diese Entscheide der Stadtregierung damit, dass es
bezüglich des Tiefbaus bereits bisher zu Blockaden zwischen Leutenegger und dem
Parlament gekommen sei und sich dies nun, nachdem die Linken deutlich in der
Mehrheit seien, noch verstärken werde. Leutenegger bedauerte diesen Entscheid und
kritisierte, dass in einer Konkordanzdemokratie die Minderheiten eingebunden werden
sollten. Den Departementswechsel von Wolff begründete Mauch damit, dass er
bezüglich der Räumung des besetzten Koch-Areals befangen sein könnte, weil seine
Söhne dort verkehrten. Wolff erklärte, er sei «schockiert» gewesen, als man ihm vor
fünf Jahren das Sicherheitsdepartement gegeben habe, und sei nun erneut
«schockiert» darüber, dass man es ihm wieder wegnehme. Wolffs
Sicherheitsdepartement übernahm Karin Rykart, Baumer wurde für das Departement
«Industrielle Betriebe» zuständig und Andreas Hauri erhielt das
Gesundheitsdepartement von Nielsen. 
Die Medien kritisierten nicht nur die Art, wie die Departemente verteilt wurden – die
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Freisinnigen sprachen zum Beispiel von einem «rot-grüne[n] Machtrausch», doch auch
neutralere Stimmen kritisierten die «Machtdemonstration» der SP und der Grünen –,
sondern auch die Verteilung an sich: Die SP und die Grünen hätten diejenigen
Departemente, die sie als wichtig erachteten, unter sich aufgeteilt, den Freisinnigen
habe man hingegen die «unbedeutenden» Ämter (Präsident der FDP Zürich, Severin
Pflüger) gegeben. Am stärksten wurde hingegen kritisiert, dass die Stadträtinnen und
Stadträte der SP und der Grünen nicht die Verantwortung für das schwierigste
Departement, das Gesundheitsdepartement, übernommen hätten. Die beiden Parteien
hätten sich damit aus der Verantwortung gestohlen, kritisierten FDP und AL. Diese
Verantwortung wird nun Andreas Hauri als Neugewählter übernehmen müssen. 23

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Beitritt zum Haager
Gerichtsstandsübereinkommen. Auch im Zweitrat war das Geschäft unumstritten.
Nachdem Min Li Marti (sp, ZH) und Raphaël Mahaim (gp, VD) die Vorlage seitens der RK-
NR vorgestellt und Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider auf ein Votum
verzichtet hatte, wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen. In der Detailberatung
wurden keine Änderungen an der Vorlage vorgenommen. In der Gesamtabstimmung
nahm die grosse Kammer das Geschäft schliesslich einstimmig an. Auch in den
darauffolgenden Schlussabstimmungen demonstrierten die beide Räte
Einstimmigkeit. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Beziehungen zur EU

Die Vorlage zur Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands zur Errichtung eines
Rahmens für die Interoperabilität zwischen den verschiedenen EU-
Informationssystemen gelangte in der Herbstsession 2020 in den Nationalrat. Die
Vorlage beinhaltete zwei EU-Verordnungen zur Vernetzung der europäischen
Informationssysteme. Einerseits ging es um das Europäische Suchportal, welches die
parallele Abfrage unterschiedlicher Informationssysteme ermöglicht. Andererseits ging
es um einen gemeinsamen Dienst für den Abgleich biometrischer Daten, einen Speicher
für Identitätsdaten und einen Detektor für Mehrfachidentitäten. Die vorberatende SiK-
NR hatte vorgeschlagen, auch das ETIAS-System in die Vorlage aufzunehmen, da die
ETIAS-Vorlage bei der Verabschiedung des vorliegenden Geschäfts durch den
Bundesrat noch nicht vom Parlament beschlossen worden war und deshalb nicht hatte
aufgeführt werden können. Kommissionssprecherin Doris Fiala (fdp, ZH) betonte in der
Ratsdebatte die Wichtigkeit der Interoperabilität zwischen den EU-
Informationssystemen für die innere Sicherheit der Schweiz. Durch die dadurch
möglichen vernetzten Abfragen würden die Informationssysteme der Polizei, der
Grenzkontrolle und der Migrationsbehörden verbessert. Bundesrätin Keller-Sutter habe
gegenüber der Kommission überzeugend dargelegt, dass Schwerstkriminalität und
Terrorismus global sind und die Schweiz daher ein Teil der europäischen
Sicherheitsarchitektur sein müsse. Mauro Tuena (svp, ZH) äusserte sich zur Ambivalenz
der SVP-Fraktion in ihrer Entscheidungsfindung. Einerseits befürworte die SVP
Sicherheit, andererseits lehne sie die Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes –
also die automatische Rechtsübernahme – ab. Eine Minderheit Marti (sp, ZH) wollte den
Diskriminierungsschutz in der Vorlage stärken. Zwar gebe es einen Verweis darauf, dass
in der nationalen Gesetzgebung Massnahmen zur Vorbeugung von Diskriminierung
beschlossen werden müssten, doch ein blosser Verweis habe nicht den gleichen
Stellenwert wie eine explizite Verankerung, bemängelte Marti. Sie merkte darüber
hinaus an, dass für die SP Grund- und Menschenrechte im Zentrum stünden und dass
die Bekämpfung illegaler Migration gleichzeitig auch reguläre Migration ermöglichen
und das Recht auf Asyl gewährleisten müsse. Zudem kritisierte sie «die Entwicklung
Europas zu einer Festung», wo doch die EU «nicht als eine Festung, sondern als
Friedensprojekt entstanden» sei. Die Fraktion der Grünen beschloss, den
Minderheitsantrag von Nationalrätin Marti zu unterstützen, sich in der
Gesamtabstimmung aber zu enthalten, insbesondere wegen Bedenken hinsichtlich des
Datenschutzes und des Grundrechtschutzes. Die anwesende Bundesrätin Karin Keller-
Sutter versuchte die Befürchtungen bezüglich Datenschutz zu zerstreuen und erklärte,
dass durch die Vernetzung der Informationssysteme nicht mehr Daten erhoben oder
gespeichert würden als bisher. Auch die Zugriffsrechte der nationalen Behörden
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blieben unverändert, nur die Datenverfügbarkeit werde verbessert, stellte die
Bundesrätin klar. Das Anliegen der Minderheit Marti begrüsste die Bundesrätin zwar
inhaltlich, doch sie argumentierte, dass es durch die EU-Verordnungen bereits erfüllt
werde. Der Minderheitsantrag wurde in der Folge mit 124 zu 64 Stimmen abgelehnt. Den
Entwurf nahm der Nationalrat in der Gesamtabstimmung mit 156 zu 5 Stimmen (bei 27
Enthaltungen der Grünen) an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. Da die grosse Kammer, wie von der SiK-NR vorgeschlagen, auch das ETIAS
in die Vorlage aufnahm, wich der Beschluss geringfügig vom Entwurf des Bundesrats
ab. 25

Die Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands zur finanziellen Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik stand in der Wintersession 2023 auf dem Programm
des Nationalrates, der die Vorlage als Erstrat beriet. Min Li Marti (sp, ZH) und
Jacqueline de Quattro (fdp, VD) stellten die Vorlage seitens der SPK-NR vor. Sie
berichteten, dass in der Kommissionssitzung einige kritische Fragen zur Vorlage gestellt
wurden, zum einen zur Höhe und zur weiteren Entwicklung der Kosten für die Schweiz,
zum anderen zu Menschenrechtsverletzungen an den Schengen-Aussengrenzen. Diese
beiden Thematiken wurden dann auch in den Fraktionsvoten der SVP respektive der
Grünen aufgegriffen. Während die SVP-Fraktion aufgrund der ihres Erachtens unfairen
Kostenschlüssels zulasten der Schweiz und des nicht funktionierenden Grenzschutzes
gar nicht erst auf die Vorlage eintreten wollte (Minderheit Hess; svp BE), berichtete
Marionna Schlatter (gp, ZH) seitens der Grünen-Fraktion, dass diese einen
Solidaritätsbeitrag an die besonders belasteten Staaten an den EU-Aussengrenzen im
Grundsatz befürworte, solange garantiert werde, dass die Gelder nicht zur Anwendung
von menschenrechtswidrigen Praktiken verwendet werden. Aufgrund dieses Vorbehalts
werde sich ein Grossteil der Fraktion der Stimme enthalten. Für die SP-Fraktion wies
Priska Seiler Graf (sp, ZH) darauf hin, dass ihre Partei hinter der Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstandes stehe. Auch die SP-Fraktion bitte jedoch den Bundesrat
darauf hinzuarbeiten, dass «keine Schweizer Gelder an Staaten fliessen, welche
systematisch Pushbacks durchführen.» Die FDP- und die Mitte-Fraktion sprachen sich
vorbehaltlos für die Vorlage aus. Anschliessend verteidigte Justizministerin Elisabeth
Baume-Schneider den Verteilschlüssel: Dieser richte sich nach dem BIP der
teilnehmenden Staaten, entsprechend sei es legitim, dass die Schweiz einen höheren
Beitrag als andere Länder leiste. Zudem profitiere die Schweiz stark von effizienteren
Kontrollen an den Schengen-Aussengrenzen, da diese zur Sicherheit der Schweiz
beitrügen. Hinsichtlich der Bedenken der Grünen und der SP hielt Baume-Schneider
fest, dass der Bundesrat die Einhaltung der Menschenrechte als äusserst wichtig
erachte. Er habe daher unter anderem zwei Experten in das Grundrechtsbüro von
Frontex entsandt.
Nach diesen Voten stimmte die grosse Kammer über Eintreten ab. Mit 103 zu 65
Stimmen bei 21 Enthaltungen trat der Nationalrat auf das Geschäft ein. Die ablehnenden
Stimmen stammten wie angekündigt von der SVP-Fraktion, die Enthaltungen von den
Grünen. Mit einem sehr ähnlichen Stimmenverhältnis (105:65; 21 Enthaltungen) wurde
die Vorlage in der anschliessenden Gesamtabstimmung gutgeheissen. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem
Rechtshilfeabkommen in Strafsachen mit Indonesien, welches bei einem Teil der SVP-
Fraktion auf Widerstand stiess. Eine Minderheit Reimann (svp, SG) wollte nicht auf das
Geschäft eintreten, weil man sich damit zum «Handlanger von
Menschenrechtsverletzungen» mache. Nationalrat Reimann befürchtete auch einen
Missbrauch der Rechtshilfe durch die indonesischen Behörden und schlug stattdessen
vor, dass man Indonesien in seiner Entwicklung helfe, indem man die Menschenrechte
und die Religionsfreiheit stärke. Die Bedenken der Minderheit stiessen bei den anderen
Fraktionen zwar auf Gehör, vermochten diese aber nicht zur Ablehnung des
Abkommens zu bewegen. Min Li Marti (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE)
argumentierten, dass die Schweiz bei Anzeichen von Menschenrechtsverstössen
gemäss Abkommen sowieso keine Rechtshilfe leisten dürfe. Laut Sidney Kamerzin (cvp,
VD) würde man den Kampf gegen das Verbrechen in Indonesien mit dem
Rechtshilfeabkommen gar stärken. Und auch die FDP sprach sich für die Annahme des
Abkommens aus. Wenn man Freihandel mit Indonesien haben könne, dann könne man
auch Rechtshilfe mit klaren Rechtsmitteln unterhalten, so Christian Lüscher (fdp, GE).
Bundesrätin Karin Keller-Sutter fügte an, dass neben reinen Sicherheitsbedenken auch
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weitere Gründe für das Abkommen sprächen. So solle die internationale
Staatengemeinschaft nicht als Hort für illegale ausländische Gelder dienen, deren
Rückgabe im Vertrag vorgesehen seien. Die Abstimmung über den
Nichteintretensantrag fiel entsprechend deutlich aus: Er wurde mit 153 zu 32 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) abgelehnt. Das Rechtshilfeabkommen selber wurde dann vom
Nationalrat mit 150 zu 32 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) verabschiedet. 27

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Afin de renforcer la protection des consommateurs et consommatrices, Samuel
Bendahan (ps, VD) a déposé une initiative parlementaire qui vise l'inclusion de tous les
éléments faisant partie intégrante de l'objet dans la garantie pour les défauts. Lors des
discussions en chambre, le Conseil national a refusé de donner suite à l'initiative par
119 voix contre 72 et 1 abstention. La chambre du peuple a donc suivi l'avis de la
majorité de sa Commission des affaires juridiques (CAJ-CN) et a rejeté une proposition
de la minorité Marti (ps, ZH). Le camp rose-vert n'a pas réussi à rassembler une
majorité, ne convaincant que les voix du PEV. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Das Thema Digitalisierung des Service public stand im Mittelpunkt eines Postulates von
Min Li Marti (sp, ZH), eingereicht im Sommer 2019. Bisher sei bei der Digitalisierung das
Thema öffentliche Güter und Dienste vernachlässigt worden, so Marti in der
Begründung ihres Vorstosses. Es sei nun an der Zeit, sich darüber auszutauschen, wie
ein bürgernaher, digitaler Service public in Zukunft aussehen könnte. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulates und führte aus, dass er sich im Rahmen der
Erneuerung seiner Strategie Digitale Schweiz mit der Digitalisierung des Service public
auseinandersetzen werde. Das Postulat wurde im Herbst 2019 von Matthias Jauslin (fdp,
AG) bekämpft. Bei der Behandlung in der Herbstsession 2020 monierte Jauslin, dass
dieses Postulat keinen Mehrwert bringe, da in der Strategie Digitale Schweiz bereits
eine Art Anleitung für das staatliche Handeln vorgegeben sei und aufgezeigt werde, wie
die betroffenen Akteure zusammenarbeiten müssten, um den Prozess der
Digitalisierung für das Gemeinwesen gewinnbringend zu gestalten. Diese Bedenken
überzeugten die Mehrheit des grossen Rates nicht; bei der Abstimmung sprachen sich
103 Anwesende für die Annahme des Postulates aus, 72 stimmten dagegen und 6
Personen enthielten sich der Stimme. Die ablehnenden Stimmen stammten allen voran
von Seiten der SVP- und der FDP.Liberale-Fraktionen. 29

POSTULAT
DATUM: 10.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Oktober 2022 publizierte der Bundesrat den Grundlagenbericht «Digitaler Service
public» in Erfüllung des Postulats von Min Li Marti (sp, ZH). 
Der Bericht hielt fest, dass der Zugang zu einer effizienten und günstigen
Hochbreitbandinfrastruktur die Grundlage für soziale und wirtschaftliche Teilhabe im
digitalen Raum sei. Auf Anfang 2024 solle daher die Grundversorgung der
Internetübertragungsgeschwindigkeit von 10 auf 80 Mbit/s erhöht werden; zudem sei
eine Hochbreitbandstrategie für die Schweiz in Erarbeitung. Des Weiteren sei eine
Weiterentwicklung des Service public im Hinblick auf die digitale Transformation von
Wirtschaft und Gesellschaft angezeigt. Der Bundesrat habe entsprechend im Sommer
2022 entschieden, die Weiterentwicklung der Grundversorgung bei Post- und
Zahlungsverkehrsdiensten zu prüfen. Bezüglich Datenschutz habe der Bundesrat das
EDA und das UVEK beauftragt, bis im Sommer 2023 einen freiwilligen Verhaltenskodex
für den Umgang mit vertrauenswürdigen Daten zu erstellen. Zudem sei das UVEK
verpflichtet worden, ebenfalls bis zum Sommer 2023 über den allfälligen Bedarf nach
einer digitalen Grundversorgung zum besseren Schutz der Privatsphäre und der
Datensicherheit zu berichten.
Schliesslich war auch die E-ID Thema des Berichts. Der Bundesrat beabsichtige, die

BERICHT
DATUM: 12.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Rechtsgrundlagen für die E-ID und die entsprechende Infrastruktur mit einem neuen E-
ID-Gesetz zu schaffen, nachdem im Frühling 2021 ein erster Versuch für ein solches
Gesetz an der Urne gescheitert war. 30

Im Sommer 2023 schrieb der Nationalrat im Rahmen der Beratungen zur Botschaft des
Bundesrates über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 das
Postulat Marti (sp, ZH) für die Erstellung eines Grundlagenberichts «Digitaler Service
public» ab. Der Bundesrat hatte im Oktober 2022 den entsprechenden Bericht
veröffentlicht und verwies zudem auf einen weiteren Bericht des UVEK und des EDA
vom März 2022 betreffend die «Schaffung von vertrauenswürdigen Datenräumen
basierend auf der digitalen Selbstbestimmung». 31

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Im Dezember 2022 verlangte Min Li Marti (sp, ZH) in einer Motion, dass zukünftig bei
allen Stellenausschreibungen der Bundesverwaltung oder der bundesnahen Betriebe
der zu erwartende Lohn angegeben werden muss. Die Lohntransparenz sei wichtig, um
die Lohndiskriminierung zu bekämpfen, zudem könne der Bund auf diese Weise eine
Vorbildfunktion einnehmen. Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen, da eine
Nennung des Ziellohns im Stelleninserat zu Missverständnissen bei den Bewerbenden
führen könne, weil der Ziellohn das mögliche Gehalt darstellt, das nach mehreren
Jahren erreicht werden kann. Zudem habe der Bundesrat das EPA bereits beauftragt,
das Lohnsystem zu optimieren sowie zu prüfen, ob weitere Informationen bezüglich der
Löhne zur Verfügung gestellt werden sollen. In der Herbstsession 2023 im Nationalrat
betonte Bundesrätin Keller-Sutter (fdp, SG) zudem, dass die Lohntabellen des Bundes
öffentlich zugänglich seien. Ratsmitglieder befürchteten zudem, dass die Publikation
der Löhne bei den Stellenausschreibungen durch den Bund die Privatwirtschaft unter
Druck setzen würde. Schliesslich lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 106 zu 82
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab. Unterstützt wurde dieser nur von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktion. 32

MOTION
DATUM: 19.09.2023
GIADA GIANOLA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

In der Frühjahrssession 2023 befasste sich der Nationalrat mit vier Motionen von
Jacqueline de Quattro (fdp, VD; Mo. 21.4533), Léonore Porchet (gp, VD; Mo. 21.4534),
Min Li Marti (sp, ZH; Mo. 21.4535) und Lilian Studer (evp, AG; Mo. 21.4536), welche die
Wiedereinführung der Möglichkeit zur Entschädigung von Opfern von Gewalttaten im
Ausland im Opferhilfegesetz zum Gegenstand hatten. De Quattro erklärte, dass
entsprechende Entschädigungen für in der Schweiz wohnhafte Personen durch die
Kantone nach dem Attentat von Luxor 1997 aus Gründen der finanziellen Belastung
abgeschafft worden seien und Betroffene seither lediglich Anrecht auf Beratung und
eine Kostenbeteiligung hätten. Frankreich verfüge hingegen zum Beispiel über einen
Opferentschädigungsfonds, welcher auch Gewalttaten im Ausland einschliesst, der sich
in der Vergangenheit bewährt habe. Bundesrätin Baume-Schneider betonte zwar die
Wichtigkeit der Unterstützung von Opfern von Straftaten, aus verschiedenen Gründen
gelte es allerdings die Motionen abzulehnen. Unter anderem solle der Staat nicht für
Schäden haften müssen, die nicht auf seinem Territorium stattgefunden haben. Weiter
würde die Implementierung eines Garantiefonds wie desjenigen aus Frankreich eine
Ungleichbehandlung gegenüber Opfern von anderen Straftaten im Ausland, etwa Opfern
von Verkehrsunfällen, nach sich ziehen. Zudem befinde sich das gegenwärtige System in
Einklang mit den Vorschriften des Europäischen Übereinkommens über die
Entschädigung für Opfer von Gewalttaten. Trotz diesen bundesrätlichen Einwänden
nahm der Nationalrat die Motionen mit 109 zu 67 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an.
Während sich die Fraktionen der SP, der Grünen und der FDP geschlossen respektive
mit Enthaltungen hinter die Geschäfte stellten, stammten abgesehen von einer Stimme
aus der GLP-Fraktion alle Nein-Stimmen aus dem Lager der SVP- und der Mitte-
Fraktionen, welche sich grossmehrheitlich gegen die Vorstösse aussprachen. 33

MOTION
DATUM: 04.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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Die vier identischen Motionen «Wiedereinführung der Möglichkeit der Entschädigung
von Opfern von Gewalttaten im Ausland im Opferhilfegesetz» von Jacqueline de
Quattro (fdp, VD; Mo. 21.4533), Léonore Porchet (gp, VD; Mo. 21.4534), Min Li Marti (sp,
ZH; Mo. 21.4535) und Lilian Studer (evp, AG; Mo. 21.4536) wurden in der Herbstsession
2023 vom Ständerat beraten. Als Sprecher der RK-SR erklärte Carlo Sommaruga (sp,
GE), dass die Kommission die vier Vorstösse einstimmig mit 12 zu 0 Stimmen zur
Ablehnung empfehle. Als Gründe führte er das Territorialitätsprinzip – ein Staat soll
nicht für Schäden haften müssen, die nicht auf seinem Territorium entstanden sind –,
finanzielle Auswirkungen für die Kantone sowie Beweisschwierigkeiten und
Ungleichbehandlungen der Opfer an. Anders als im Nationalrat, wo die Geschäfte eine
Mehrheit gefunden hatten, lehnten die Mitglieder des Ständerats die Vorstösse auf
Anraten ihrer Kommission stillschweigend ab. 34

MOTION
DATUM: 12.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Mit zwei parlamentarischen Initiativen (Pa.Iv. 16.502 und Pa.Iv. 16.503) wollte Min Li
Marti (sp, ZH) im Dezember 2016 die Situation älterer Arbeitsuchender im AVIG
verbessern. Mit der ersten Initiative sollte das AVIG zukünftig generell den Bedürfnissen
und Schwierigkeiten älterer Arbeitsuchender besser gerecht werden, die zweite
Initiative formulierte konkrete Vorschläge: So sollte bei über 55-Jährigen zukünftig auch
der Verdienst aus arbeitsmarktlichen Massnahmen versichert sein und die
Mindestbeitragszeit für den Maximalbezug von Arbeitslosengeld für dieselbe
Personengruppe von 22 auf 18 Monate reduziert werden. Die SGK-NR empfahl mit 18 zu
6 respektive 19 zu 6 Stimmen, den Initiativen keine Folge zu geben. Sie konzentriere sich
mit Hilfe der Wirtschaft lieber auf eine bessere Arbeitsmarkteingliederung der über 55-
Jährigen, deren Arbeitslosen- und Aussteuerungsquote überdies tiefer lägen als
diejenigen anderer Gruppen. Dabei nahm die Kommission auch Petitionen des Vereins
50plus outIn work Schweiz (heute Avenir50plus; Pet. 15.2038) sowie von Herrn Gotthold
Morach (Pet. 17.2004) zur Kenntnis. 
Nach einer hitzigen Debatte zur Frage, wie stark sich die Situation für die über 50-
Jährigen seit der Einführung der Personenfreizügigkeit verschlechtert habe, lehnte der
Nationalrat beide Initiativen in der Frühjahrssession 2018 mit 135 zu 52 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) respektive mit 129 zu 51 (bei 3 Enthaltungen) ab. Bei beiden
Abstimmungen waren die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktion sowie
EVP-Nationalrätin Marianne Streiff-Feller (evp, BE) – unterstützt in der zweiten
Abstimmung von Thomas Aeschi (svp, ZG) – in der Minderheit. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Da ein 2016 vorgelegter Bericht in Erfüllung eines Postulats Naef (sp, ZH; Po. 12.3543)
ausgewiesen habe, dass es insbesondere für LGBTIQ+-Personen privatrechtliche
Lücken im Diskriminierungsschutz gebe, verlangte Min Li Marti (sp, ZH) mittels Motion
die Erstellung eines Aktionsplans zur Verbesserung des Diskriminierungsschutzes.
Eine Motion der RK-NR mit ebendieser Stossrichtung war 2017 im Nationalrat mit
Stichentscheid des damaligen Präsidenten Jürg Stahl (svp, ZH) ganz knapp abgelehnt
worden (Mo. 16.3626). Deutlicher fiel die Ablehnung der Motion Marti in der
Sommersession 2022 aus: Mit 105 zu 81 Stimmen stimmte der Nationalrat gegen den
erneuten Versuch zur Erstellung eines entsprechenden Aktionsplans. Unterstützung
fand das Anliegen bei den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und GLP
sowie bei jeweils einem Mitglied der Mitte- und der FDP.Liberalen-Fraktion. 36

MOTION
DATUM: 08.06.2022
MARLÈNE GERBER
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Familienpolitik

Nationalrätin Margret Kiener Nellen (sp, BE) sah in den unterschiedlichen
Höchstbeträgen der EO-Entschädigungen bei Militärdienst und Mutterschaft –
derjenige bei Mutterschaft beläuft sich auf CHF 196 pro Tag, während der Höchstbetrag
der Gesamtentschädigung bei Militärdienst CHF 245 betragen kann – eine «grobe und
nicht zu rechtfertigende Ungleichheit» und somit eine Verletzung des
Gleichstellungsartikels. 2019 hatte sich der Bundesrat gegen die Motion Kiener Nellen
ausgesprochen, die diesen Umstand beheben wollte. Er hatte dabei auf andere
laufende Gesetzgebungsvorhaben «zugunsten der Mütter und Familien» verwiesen, die
bereits Mehrausgaben für die EO mit sich bringen würden – namentlich die
Mutterschaftsentschädigung bei längerem Spitalaufenthalt des Neugeborenen (Pa.Iv.
18.092), die Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und
Angehörigenbetreuung (BRG 19.027), den indirekten Gegenvorschlag zur
Vaterschaftsurlaubs-Initiative (Pa.Iv. 18.441) sowie die Einführung eines
Adoptionsurlaubs (Pa.Iv. 13.478). Zusätzliche Ausbauprojekte könnten den Erfolg dieser
Vorhaben beeinträchtigen, so der Bundesrat. Entgegen der Meinung des Bundesrates
hatte der Nationalrat der Motion in der Frühjahrssession 2021 mit deutlichen 132 zu 52
Stimmen bei sieben Enthaltungen unter Opposition der gesamten SVP-Fraktion
diskussionslos zugestimmt. 
Im März 2022 empfahl eine knappe Kommissionsmehrheit dem Ständerat ebenfalls, der
Motion zuzustimmen. Sie erachtete die Ungleichbehandlung, die darauf beruht, dass
die EO für Mütter im Unterschied zu Militärdienstleistenden keine Kinderzulage, keine
Betreuungszulage sowie im Falle einer selbständigen Erwerbstätigkeit auch keine
Betriebszulage vorsieht, als «nicht mehr zeitgemäss». Die Kommissionsminderheit
brachte hingegen als Gründe für ihre ablehnende Empfehlung vor, dass
Betreuungszulagen in diesem Falle nicht notwendig seien, da sich die Mütter während
des Mutterschaftsurlaubs ja selber um die Kinder kümmern könnten, und dass
Mutterschaft – im Gegensatz zum Militärdienst – nicht obligatorisch sei. Mit
Stichentscheid des Präsidenten Thomas Hefti (fdp, GL) folgte der Ständerat in der
Sommersession 2022 der Kommissionsminderheit und lehnte die Motion Kiener Nellen
denkbar knapp ab. Hingegen befürwortete er gleichzeitig eine Motion Marti (sp, ZH; Mo.
19.4110), mit der eine Betriebszulage bei Mutterschaftsentschädigung von
Selbstständigerwerbenden eingeführt werden soll. Diesen Willen hatte der Ständerat
bereits in der Wintersession 2019 kundgetan, als er eine gleichlautende Motion Maury
Pasquier (sp, GE; Mo.19.4270) befürwortet hatte. 37

MOTION
DATUM: 08.06.2022
MARLÈNE GERBER

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Identische Motionen für eine Betriebszulage bei Mutterschaftsentschädigung von
Selbständigerwerbenden reichten Min Li Marti (sp, ZH; Mo. 19.4110) im Nationalrat und
Liliane Maury Pasquier (sp, GE; Mo. 19.4270) im Ständerat ein. Da bei der Wehrpflicht
eine Betriebszulage für Selbständigerwerbende vorgesehen sei, solle eine solche auch
in der Mutterschaftsversicherung, die ebenfalls in der Erwerbsersatzordnung geregelt
wird, eingeführt werden, forderten die Motionärinnen. Wie während des Militärdienstes
hätten Selbständigerwerbende auch während der Mutterschaft laufende
Betriebskosten. 
Die Forderung traf auf breite Zustimmung: Nachdem der Bundesrat die Annahme
beider Motionen ohne weitere Ausführungen empfohlen hatte, stimmten ihnen sowohl
Ständerat als auch Nationalrat in der Wintersession 2019 diskussionslos und
stillschweigend zu. 38

MOTION
DATUM: 20.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat die Motion Maury Pasquier (sp,
GE; Mo. 19.4270), inzwischen übernommen von Liliane Baume-Schneider (sp, JU), für
die Schaffung einer Betriebszulage bei Mutterschaftsentschädigung von
Selbständigerwerbenden, obwohl er die gleichlautende Motion Marti (sp, ZH; Mo.
19.4110) bereits im Vorjahr angenommen hatte. Weder im Kommissionsbericht noch im
Rat wurde jedoch die Annahme der Motion Marti durch den Nationalrat erwähnt. Im
Unterschied zu damals lag nun ein Minderheitsantrag der Kommission auf Ablehnung
vor: Die Minderheit erachtete eine weitere Belastung der EO finanzpolitisch als nicht
tragbar. Mit 128 zu 44 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat aber
erneut für das Anliegen aus; die ablehnenden Stimmen stammten von der Mehrheit der
SVP-Fraktion sowie von zwei Mitgliedern der CVP. 39

MOTION
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Le 25 septembre, le Conseil national a traité simultanément quatre initiatives
(parlementaires et cantonale) qui souhaitaient mettre en œuvre des mécanismes
contraignants pour atteindre l'égalité salariale, principe inscrit dans la Constitution
depuis 1981 (art. 8, al. 3) et évoqué dans une modification de la loi sur l'égalité (LEg) en
2018. Aux yeux des différents initiants et initiantes, les mécanismes que la modification
prévoit ne sont pas suffisamment efficaces. Le premier objet avait été déposé par le
canton de Vaud en 2018 et souhaitait des dispositions légales pour instaurer un
contrôle institutionnel des entreprises et entités privées (Iv.ct. 18.323). Le député
socialiste Mathias Reynard (ps,VS) a lui proposé deux textes, visant à obliger les
entreprises  à se soumettre à un contrôle des salaires (Iv.pa. 19.453) (également celles
de moins de 100 employé-e-s), ceci afin d'établir une liste noire des entreprises ne
respectant pas l'égalité (Iv.pa. 19.452). Enfin, Min Li Marti (ps, ZH) avait demandé des
sanctions en cas de non respect du principe de l'égalité salariale (Iv.pa. 19.444). 
Chargée de l'examen, la CSEC-CN a proposé de rejeter les initiatives, estimant qu'il
était d'une part trop tôt pour estimer les effets de la modification de la LEg, entrée en
vigueur dans sa nouvelle mouture seulement au printemps 2020, et d'autre part que ce
résultat est celui d'un compromis démocratique, qu'il convient de respecter. Chaque
objet a ainsi été refusé en commission par une quinzaine de voix contre une dizaine et
de rares abstentions. La CSEC-CN a cependant décidé de lancer – le jour même de la
parution du rapport sur les quatre textes – sa propre initiative sur le sujet, qui vise à
déterminer une obligation de transmission des résultats des enquêtes sur les disparités
salariales au sein des entreprises. 
Le Conseil national a suivi l'avis de la commission et refusé d'entrer en matière sur les
quatre textes, avec des scores toutefois variables. L'initiative cantonale a été refusée
par 126 voix, contre 65 et 3 abstentions; le texte Reynard qui visait une liste noire a
essuyé le plus petit camouflet du groupe avec seulement 108 oppositions, qui ont tout
de même suffi à contrer les 80 voix favorables et les 5 abstentions; l'objet qui voulait
obliger le contrôle des salaires aux entreprises de moins de 100 employé-e-s a été
rejeté par 108 voix contre 86 et 2 abstentions; et enfin, l'initiative parlementaire Min Li
a échoué à 114 voix contre 74 et 3 abstentions. Les variations de score sont imputables
aux parlementaires des groupes vert'libéral et du centre. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

In der nationalrätlichen Herbstsession 2021 wurde die Forderung nach einem
ergänzenden, bezahlten Vaterschaftsurlaub von maximal 14 Wochen, eingebracht in
Form einer parlamentarischen Initiative Bertschy (glp, BE), mit 38 zu 110 Stimmen (bei
38 Enthaltungen) klar abgelehnt. Unterstützung erhielt das Anliegen lediglich von der
geschlossenen GLP-Fraktion, einer Mehrheit der SP-Fraktion und insgesamt drei
Mitgliedern aus den Fraktionen der Grünen und der Mitte. Die Grünen-Fraktion enthielt
sich beinahe gänzlich der Stimme – ebenso wie eine Minderheit der SP und zwei
Ratsmitglieder der Mitte. Fünf SP-Mitglieder stellten sich gar gegen die Initiative. Die
fehlende Unterstützung aus dem linken Lager war in der Ausgestaltung der Vorlage
begründet. So befürchtete Flavia Wasserfallen (sp, BE) im Rat, dass bestehende,
grosszügigere Urlaubsregelungen für die Mutter bei Annahme der Initiative auf 14
Wochen reduziert werden könnten. Die Bestärkungen der GLP-Nationalrätin Bertschy,
dass es ihr keinesfalls um die Kürzung bestehender Lösungen gehe, sondern um eine
ergänzende Lösung für den Vater im selben, bekannten Umfang, verfingen im
Nationalrat auf linker Seite nicht. Min Li Marti (sp, ZH) bestätigte ferner gegenüber dem
Tages-Anzeiger, dass je 14 Wochen einigen Linken zu wenig weit gingen. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession 2022 stimmte der Ständerat stillschweigend einer Motion Marti
(sp, ZH) zu, die eine Betriebszulage bei Mutterschaftsentschädigung von
Selbständigerwerbenden einführen will. Durch die Betriebszulage für
Selbständigerwerbende bei Mutterschaft analog der Betriebszulage bei
Militärdienstleistenden soll eine Ungleichbehandlung der Geschlechter behoben
werden, die gemäss Kommissionssprecherin Häberli-Koller (mitte, TG) das Resultat
eines historischen Kompromisses ist, der nicht mehr zeitgemäss sei. Damit wird es auch
selbständig erwerbstätigen Frauen in Zukunft möglich sein, einen Teil der laufenden
Betriebskosten während des Mutterschaftsurlaubs zu decken. Seinen Willen zur
Einführung einer solchen Betriebszulage hatte der Ständerat bereits im Jahr 2019 durch
Annahme einer Motion Maury Pasquier (sp, GE; Mo. 19.4270) bekundet. Die Arbeiten zur
Umsetzung dieses Anliegens seien übrigens bereits angelaufen, versicherte
Kommissionsmitglied Hannes Germann (svp, SH) im Rat. 

Zeitgleich lehnte der Ständerat mit Stichentscheid des Präsidenten eine Motion Kiener

MOTION
DATUM: 08.06.2022
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 09.04.24 27ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nellen (sp, BE; Mo. 19.3373) ab, die den gleichen Höchstbetrag der EO-
Gesamtentschädigung bei Mutterschaft und Militärdienst forderte. Somit blieb ein Teil
des historischen Kompromisses, nämlich die Ungleichbehandlung von Dienstleistenden
und Müttern bei den EO-Entschädigungen bestehen: Die Kinderzulage und die
Kinderbetreuungszulage werden nach wie vor ausschliesslich an Militärdienstleistende
entrichtet. 42

Ende 2021 reichten sechs Nationalrätinnen verschiedenster Parteien sechs identische
parlamentarische Initiativen ein, die forderten, dass Aufrufe zu Hass und Gewalt
aufgrund des Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm (Art. 261bis StGB) unterstellt
werden. Die Initiantinnen – Min Li Marti (sp, ZH; Pa.Iv. 21.513), Marianne Binder-Keller
(mitte, AG; Pa.Iv. 21.514), Jacqueline De Quattro (fdp, VD; Pa.Iv. 21.515), Sibel Arslan
(basta, BS; Pa.Iv. 21.516), Lilian Studer (evp, AG; Pa.Iv. 21.522) und Kathrin Bertschy (glp,
BE; Pa.Iv. 21.527) begründeten ihr Anliegen mit der weiten Verbreitung von Gewalt und
Hass an Frauen, der mit einem klaren Signal – wie demjenigen der Unterstellung unter
die Antirassismus-Strafnorm – Einhalt geboten werden könnte. Ob neben der sexuellen
Orientierung auch Diskriminierungen und Hass aufgrund der Geschlechtsidentität in die
Antirassismus-Strafnorm aufgenommen werden sollten, war auch bereits während der
Beratungen zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS; Pa.Iv.
13.407) diskutiert worden, die im Februar 2020 an der Urne bestätigt worden war. Die
erstberatende RK-NR, die sich Ende Juni 2022 über die sechs neuen
parlamentarischen Initiativen beugte, gab diesen mit 16 zu 6 Stimmen Folge. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2022
MARLÈNE GERBER

Die Diskussionen um das Thema «Frauen im Bundesrat» begannen bereits fünf Tage
nach dem Rücktritt von Ueli Maurer und begleiteten die ganzen Bundesratswahlen
2022. Die NZZ titelte zu Beginn, dass die SVP «auffällig viele Bundesratskandidatinnen»
habe und «plötzlich Frauenpartei» sei. Auch wenn Magdalena Martullo-Blocher (svp,
GR) und Diana Gutjahr (svp, TG) bereits abgesagt hätten, hätten die Medien mit Esther
Friedli (svp, SG), Natalie Rickli (svp, ZH), Monika Rüegger (svp, OW) und Cornelia Stamm
Hurter (SH, svp) «für eine Partei ohne Frauenförderungsprogramm [...] erstaunlich viele
valable Kandidatinnen» ausgemacht. Nachdem bis auf die Nidwalder Regierungsrätin
Michèle Blöchliger (NW, svp) alle Kandidatinnen abgesagt hatten, drehte jedoch der
Wind in der Berichterstattung: Der SVP mangle es an Frauen, titelte etwa 24Heures. Sie
bleibe «le parti des hommes», schrieb Le Temps, wofür sie die lediglich knapp 20
Prozent gewählten SVP-Frauen im nationalen Parlament, aber auch das Verhalten der
Männer in der Partei als Belege ins Feld führte. Ueli Maurer habe 2014 Frauen
beispielsweise als «Gebrauchtgegenstände im Haushalt» bezeichnet. Entsprechend
habe Michèle Blöchliger gegen die männlichen SVP-Schwergewichte auch keine
Chance. Der Tages-Anzeiger erinnerte daran, dass die SVP in Geschlechterfragen
bereits einmal weiter gewesen sei: Im Jahr 2000 habe sie Rita Fuhrer als
Bundesratskandidatin vorgeschlagen, das Parlament habe damals jedoch Samuel
Schmid gewählt. Die Sonntagszeitung sprach ob der vielen Absagen hingegen von einer
«Partei der Feiglinginnen».  
Zwar forderten nicht wenige Exponentinnen und Exponenten der SVP – etwa Toni
Brunner (svp, SG), der der Findungskommission angehörte, Nationalrätin Céline
Amaudruz (svp, GE) oder gar Christoph Blocher –, dass die Partei dem Parlament eine
Kandidatin und einen Kandidaten zur Auswahl präsentiere. Letztlich war die einzige
Frau unter den offiziell Kandidierenden allerdings chancenlos: In der Fraktion sprachen
sich nur 4 (von 51) Mitgliedern für die Nidwaldner Kandidatin Blöchlinger aus.

Nicht nur die Gleichstellung von Frauen und Männern, auch die Genderdebatte erhielt
im Zusammenhang mit den Wahlen einige mediale Aufmerksamkeit. So sorgte eine im
Rahmen seiner Rücktrittsankündigung gemachte Aussage von Ueli Maurer für Kritik,
wonach es keine Rolle spiele, ob eine Frau oder ein Mann seine Nachfolge übernehmen
werde – «solange es kein ‹Es› ist, geht es ja noch». Das Transgender-Netzwerk forderte
vom scheidenden Bundesrat eine Entschuldigung und Kim de l’Horizon, die
genderfluide, nichtbinäre Person, die mit ihrem Debütroman 2022 mit dem Schweizer
und dem Deutschen Buchpreis ausgezeichnet worden war, fragte in einem NZZ-
Feuilletonbeitrag, was so schlimm am Körper von Kim de l'Horizon sei, dass ihn Ueli
Maurer von politischer Führung ausschliessen wolle. Kim de l'Horizon lade den noch
amtierenden Bundesrat auf ein Bier ein, damit dieser ein «Es» kennenlernen könne. 

Diese Debatten waren jedoch in der Folge auch deshalb nur noch Randthema, weil die
Gleichstellungsdiskussion kurz nach dem Rücktritt von Simonetta Sommaruga auf die SP
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übersprangen, nachdem die Parteileitung bekannt gegeben hatte, dass die SP auf ein
reines Frauenticket setzen werde. Es sei «logisch», dass die SP nur Frauen aufstelle,
weil sie mit Alain Berset bereits einen Mann in der Regierung habe, war zwar zuerst der
allgemeine mediale Tenor gewesen. Auch nachdem Daniel Jositsch (sp, ZH), der selber
Ambitionen auf den Sitz in der Bundesregierung hegte, diese Entscheidung kritisiert
und eine eigene Kandidatur in den Raum gestellt hatte, war im linken Lager
unbestritten, dass nur eine Frau als Nachfolgerin von Simonetta Sommaruga in Frage
kommen würde – auch wenn dieser Entscheid auch von einigen SP-Frauen kritisiert
wurde. Einige Kritik wurde jedoch auch aus dem bürgerlichen Lager laut.

Für mehr mediale Aufmerksamkeit sorgte hingegen die von Tamara Funiciello (sp, ZH)
lancierte Überlegung, dass es im Bundesrat mehr junge Mütter mit schulpflichtigen
Kindern brauche, damit die Gleichstellung und die Diskussion um die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie Fortschritte machten. Im Sonntagsblick wurde vermutet, dass junge
Mütter wohl bei einer Wahl stärker in der Kritik stehen und wahlweise als schlechte
Mutter oder schlechte Bundesrätin gelten würden. Mit Elisabeth Kopp, Micheline
Calmy-Rey und Eveline Widmer-Schlumpf seien zwar bereits Mütter in der
Landesregierung gewesen, nur die Tochter von Elisabeth Kopp sei damals allerdings im
schulpflichtigen Alter gewesen, berichtete der Tages-Anzeiger. Karin Keller-Sutter habe
vor einigen Jahren gar gesagt, dass ihre politische Karriere mit Kindern nicht möglich
gewesen wäre. In anderen Ländern sei es hingegen Realität, dass junge Frauen mit
Kindern Regierungsverantwortung übernähmen. Natürlich sei es in der Schweiz
unüblich, dass jemand zwischen 30 und 40 Bundesrätin werde, dennoch sei es nie
jemandem in den Sinn gekommen, bei Alain Berset in der entsprechenden Situation
nach Vereinbarkeit von Amt und Familie zu fragen, so der Tages-Anzeiger. Freilich habe
es auch schon Männer gegeben, die aus familiären Gründen auf einen
Bundesratsposten verzichtet hätten, aktuell etwa Marcel Dettling (svp, SZ) bei der
Nachfolge von Ueli Maurer. Die NZZ meinte hingegen, dass die Frage nicht sei, ob die
Schweiz dafür bereit sei, sondern ob junge Schweizer Mütter sich überhaupt zur
Verfügung stellen würden. 
Vor allem bei der Kandidatur von Evi Allemann (BE, sp) war das Thema «junge Mütter im
Bundesrat» Gegenstand jedes Interviews mit der Bernerin. Es sei «vielleicht eine neue
Selbstverständlichkeit», dass junge Frauen, die vor 20 Jahren gewählt worden seien,
dank ihrer Erfahrung mehr Verantwortung übernehmen wollten, mutmasste Evi
Allemann in einem dieser Interviews. Ihre Arbeit im Regierungsrat des Kantons Bern
zeige, dass es sehr wohl möglich sei, Kinder zu haben und ein Regierungsamt zu
bekleiden, gab sie dabei zu Protokoll. 

Dass Politikerinnen auch medial anders beurteilt werden als Politiker, zeigte dann auch
die Kandidatur von Eva Herzog (sp, BS). Nicht ihre Mutterschaft, sondern ihr Alter war
häufig Gegenstand der Berichterstattung: «Es ist halt immer das Gleiche. Zuerst sind
die Frauen zu jung und unerfahren, dann haben sie Kinder und es geht nicht, und am
Schluss sind sie zu alt», kritisierte die Basler Ständerätin die entsprechenden
Diskussionen. Beim SVP-Kandidaten Heinz Tännler (ZG, svp), der 62 Jahre alt sei, rede
niemand über das Alter. Letztlich gehe es im Bundesrat aber weder um Geschlecht,
Familie oder Alter, sondern um Dossierkenntnisse, so Eva Herzog. 
Interessanterweise wurde das Thema Vereinbarkeit von Amt und Familie in der
Deutschschweizer Presse wesentlich virulenter diskutiert als in der Westschweizer
Presse. Als möglichen Grund erachtete Min Li Marti (sp, ZH) in einem Interview mit der
NZZ, dass die Vorstellung, dass Familie Privatsache sei und eine Frau, die sich nicht den
Kindern widme, eine Rabenmutter sei, in der Deutschschweiz viel stärker verbreitet sei
als in der Romandie. 

Als positiv wurde es hingegen vielfach erachtet, dass die Diskussion um
Frauenvertretung im Bundesrat heute wesentlich wichtiger sei als noch vor ein paar
Jahren. Dass die Vertretung von Frauen in der Politik heute viel stärker als
Selbstverständlichkeit betrachtet werde, sei ein grosser Fortschritt, urteilte etwa der
Tages-Anzeiger. Vielleicht würden künftig andere Kriterien wichtiger. In der Tat gab es
im Vorfeld der Ersatzwahlen etwa auch Forderungen für eine bessere Repräsentation
hinsichtlich Ausbildung und von «Nicht-Studierten» im Bundesrat. Im Zusammenhang
mit möglichen Wahlkriterien wurde zudem oft darauf hingewiesen, dass die früher
bedeutende Konfessionszugehörigkeit heute überhaupt keine Rolle mehr spiele.

Mehrfach Grund für Kritik lieferte schliesslich die mediale Berichterstattung zu den
Wahlen selbst. So spielten bei der Analyse der Gründe für die Wahl Albert Röstis und
Elisabeth Baume-Schneiders in den meisten Deutschschweizer Medien
Geschlechterdiskussionen eine relevante Rolle. Hervorgehoben wurde vor allem die im
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Vergleich zu Eva Herzog sympathischere Art der Jurassierin. Die NZZ beispielsweise
kritisierte, dass die «sich zugänglicher und mütterlicher» präsentierende Elisabeth
Baume-Schneider die «pragmatisch, kompetent und maximal unabhängig» und
«überdurchschnittlich starke Kandidatin» Eva Herzog habe übertrumpfen können. Dies
habe einen «schale[n] Nachgeschmack». Bei den beiden SVP-Kandidaten waren solche
Attribute kaum zu finden. Zwar wurde anders als noch bei früheren
Bundesrätinnenwahlen kaum über Frisur oder Kleidung geschrieben, trotzdem war
auffällig, dass nur bei den Frauen ein «sympathisches und mütterliches» Auftreten als
möglicher Wahlgrund aufgeführt wurde, nicht aber bei den beiden Männern. Albert
Rösti wurde weder als «väterlich» noch als «zugänglich» beschrieben. Er sei zwar «ein
fröhlicher Mensch», so die NZZ, er habe aber eine «andere Eigenschaft, die ihn für den
harten Job eines Bundesrats empfiehlt: Er ist zäh». 

Umgekehrt wurde insbesondere von verschiedenen Frauen mehrfach kritisiert, dass
einmal mehr, wie bereits bei der Wahl von Ruth Metzler 1999, nicht die kompetentere,
sondern die «Frohnatur», wie es die NZZ ausdrückte, gewonnen habe. «Starke Frauen»
hätten es demnach schwer, von den Männern gewählt zu werden, lautete die Kritik.
Hingegen verwies die NZZ darauf, dass auch bei den Männern nicht selten der
«Gmögigere» gewinne.

Im Jahr 2023 scheiterten einige Vorstösse zur Stellung der Frau in der Gesellschaft,
eingereicht von Frauen aus dem links-grünen Lager, bereits in einem frühen Stadium.
Darunter befanden sich Vorstösse, die den Schutz vor Diskriminierung verstärken
wollten oder verbesserte Informationsgrundlagen zur Einschätzung des Ausmasses der
Diskriminierung verlangten. Bereits im Erstrat abgelehnt wurde eine Motion Marti (sp,
ZH) zur Angleichung des Schweizer Gleichstellungsgesetzes an das EU-
Gleichbehandlungsrecht im Erwerbsleben (Mo. 21.3938), ein Postulat Feri (sp, AG), das
mehr Informationen über das Ausmass der Altersdiskriminierung von Frauen und
Möglichkeiten zur Bekämpfung der festgestellten Diskriminierung verlangte (Po.
21.3090), sowie ein Postulat Gysin (gp, TI), das mehr Klarheit über die Konzepte der
Gleichstellung und der Diskriminierung aufgrund von biologischem und sozialem
Geschlecht schaffen wollte (Po. 22.3714). 

Auch Vorstösse mit dem Ziel der Verbesserung der Situation von Frauen im
Arbeitsleben scheiterten im Erstrat, namentlich eine Motion Imboden (gp, BE) mit der
Forderung nach spezifischen, auf die Digitalisierung und eine nachhaltige Gesellschaft
ausgerichtete Aus- und Weiterbildungsprogrammen für Frauen im Niedriglohnsegment
(Mo. 22.3623), sowie mehrere Motionen, die verstärkte Massnahmen gegen sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz verlangten (Mo. 22.3564 Fehlmann Rielle, sp, GE; Mo.
22.3736 Piller Carrard, sp, FR; Mo. 23.3223 Carobbio Guscetti, sp, TI). Von der
Urheberin zurückgezogen wurde ferner eine Motion Feri (sp, AG) mit der Forderung
nach verstärkter Hilfe für Sexarbeitende aufgrund prekärer Umstände während der
Covid-19-Pandemie (Mo. 21.3114). Unbehandelt abgeschrieben wurde schliesslich ein
Postulat Prezioso Batou (egsols, GE), das vom Bundesrat einen Bericht zu den
arbeitsmarktlichen Auswirkungen von Covid-19 auf die Frauen forderte (Po. 21.3390). 

Im Erstrat abgelehnt wurde ferner eine Motion Funiciello (sp, BE) mit der Forderung,
dass 0.1 Prozent des BIP zur Bekämpfung geschlechterspezifischer und sexualisierter
Gewalt eingesetzt werde (Mo. 21.3768). Zwei weitere Vorstösse zu diesem Thema
wurden von den Urheberinnen wieder zurückgezogen: Die Motion Gysin (gp, TI) mit der
Forderung nach einer Übernahme der Verfahrenskosten für Opfer
geschlechtsspezifischer Gewalt (Mo. 21.3084) und ein Postulat Fellmann Rielle (sp, GE)
betreffend der Finanzierung von Frauenhäusern für Opfer von Gewalt (Mo. 21.3073). In
punkto Bekämpfung von Gewalt an Frauen wurden 2023 hingegen durch Zustimmung zu
anderen Vorstössen und parlamentarischen Interventionen bedeutende Zugeständnisse
erzielt. 

Schliesslich wurde im Jahr 2023 ein die Gesundheit von Frauen betreffender Vorstoss
abgeschrieben, da er nicht innert zwei Jahren vom Parlament behandelt worden war.
Bei dieser Abschreibung handelte es sich erneut um ein Postulat Prezioso Batou
(egsols, GE). Dieses wollte überprüfen lassen, wie auch Männer verstärkt in die  sexuelle
und reproduktive Gesundheitsprävention einbezogen werden könnten (Po. 21.3429). 44
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Die Förderung der informellen politisch-kulturellen Bildung stelle einen essentiellen
Bestandteil einer funktionsfähigen Demokratie dar und sensibilisiere für ein
gesondertes Bewusstsein über die systemische Fragilität dieser Errungenschaft.
Kulturelle Bildung trage dazu bei, die Komplexität der Realität auf ein Wesentliches
herunterzubrechen, und fördere das kritische Denken bei jungen Bürgerinnen und
Bürgern. Gerade deshalb müsse die Kulturpolitik im Fokus der Bemühungen stehen,
ebendiese Jugend vor Radikalisierung, Populismus und nationalistischen Ideen zu
schützen, so die Begründung des Postulats Marti (sp, ZH). Wie die Nationalrätin in der
Sommersession 2019 ihren Ratskolleginnen und -kollegen eröffnete, würde ihr
eingereichter Vorstoss zur Einführung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins
zwar «die Welt nicht verändern, aber vielleicht einigen eine neue Welt eröffnen». Die
Idee dahinter ist es, jeder Einwohnerin und jedem Einwohner  der Schweiz zum 16.
Geburtstag einen Kulturgutschein zu schenken, der die Inhaberinnen und Inhaber
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zum Bezug eines breitgefächerten kulturellen
Angebotes berechtigt und dessen Geldwert noch zu definieren wäre. Da der Gutschein
allen Jugendlichen zugutekomme, auch jenen aus bescheidenen finanziellen
Verhältnissen, würde dieser auch einen Beitrag zur Chancengleichheit leisten. 
In seiner Stellungnahme hatte der Bundesrat darauf verwiesen, dass er um die
gesellschaftliche Bedeutung einer breiten kulturellen Teilhabe wisse und diese daher
auch als eine der drei zentralen Handlungsachsen der Förderperiode 2016–2020
definiert habe. Insofern nehme das Anliegen einen wichtigen Bestandteil der
Kulturpolitik auf. Die Umsetzbarkeit des Postulats stellte er dennoch in Frage, da mit
sehr hohen Kosten, einem hohen Verwaltungsaufwand und erheblichen Streuverlusten
zu rechnen sei. Des Weiteren verwies er darauf, dass ein Grossteil der
Kulturinstitutionen kantonal bzw. kommunal unterhalten würden und für die
angesprochene Altersgruppe – da sich diese zumeist noch in Ausbildung befinde –
grundsätzlich ermässigte Eintritte erhältlich seien.
Im Nationalrat schien man der gleichen Auffassung zu sein wie der Bundesrat: Mit 128
zu 48 Stimmen (keine Enthaltungen) wurde der Vorstoss abgelehnt. 45
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Im Herbst 2020 – inmitten der Covid-19-Pandemie – forderte Min Li Marti (sp, ZH) den
Bundesrat dazu auf, geeignete Massnahmen zu ergreifen, um die existenzielle
Sicherheit des Kultursektors und der kulturellen Vielfalt im Rahmen der Pandemie zu
sichern. Konkret solle er einen Fonds bereitstellen, welcher den Sektor dabei
unterstützt, Angebote in die digitale Welt zu übertragen. Der Bundesrat beantragte die
Motion zur Ablehnung, da im Rahmen des Covid-19-Gesetzes bereits Hilfsmassnahmen
für die Kultur eingerichtet worden seien. 
Zwei Jahre später, in der Herbstsession 2022, zog die Motionärin ihren Vorstoss ohne
Begründung zurück. 46
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Nach den Gerüchten über seinen möglichen Abgang in Folge der schlechten
Wahlresultate bei den Nationalratswahlen 2019 bestätigte Christian Levrat am 12.
November 2019 in den Medien offiziell seinen Rücktritt als SP-Parteipräsident. Schon
Anfangs November hatte Jacqueline Fehr (sp, ZH) – mit klaren Worten – Levrats Abgang
gefordert; eine Forderung, die zum Beispiel auch die Zürcher SP-Co-Präsidentin Priska
Seiler Graf geteilt hatte. 
Christian Levrat kommunizierte seinen Entscheid in zwei Interviews mit dem Blick und
La Liberté, wobei er auch klarstellte, dass sein Abgang schon im Frühling 2019
beschlossen worden war. Der auf November 2020 geplante Parteitag werde auf April
2020 vorgezogen, damit das neue Präsidium genug Zeit habe, um die nächsten Wahlen
vorzubereiten. Somit stehe sein Rücktritt nicht mit den Ergebnissen der
Nationalratswahlen 2019 und den lauten Abtrittsforderungen seitens anderer
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Parteimitglieder in Zusammenhang.
Die Presse blickte auf die Erfolge und Misserfolge des Parteipräsidenten zurück:
Obwohl Levrat die Verluste der SP in puncto Stimmenanteile nicht habe verhindern
können, sei es ihm gelungen – so die NZZ – «die Strömungen innerhalb der traditionell
streitlustigen Partei relativ erfolgreich zu vereinen» und im Ständerat auch Allianzen
über die Parteigrenzen hinweg einzufädeln.
Mit dem Rücktritt von Levrat starteten die Medien ihre Spekulationen zu seiner
Nachfolgerin oder seinem Nachfolger. Im Rennen um das Präsidium hätten gemäss NZZ
bereits folgende Personen ihr Interesse geäussert: Flavia Wasserfallen (sp, BE), Barbara
Gysi (sp, SG), Mattea Meyer (sp, ZH), Min Li Marti (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG).
Der Tages-Anzeiger betonte überdies, dass die Wahl des Präsidiums für zahlreiche
Parteimitglieder nicht nur eine neue Person an der Spitze der SP, sondern auch eine
neue Aufstellung der Partei – sowohl organisatorisch als auch inhaltlich – bedeute:
Einige Parteimitglieder wünschten sich eine «Feminisierung» der Partei, andere einen
Wahlkampf mit klarerem Programm und klarerer Richtung, wieder andere eine Person
mit strategisch-führungsmässigen Qualitäten. Wer das Präsidium übernimmt und wie
die neue Strategie aussehen soll, wird im April 2020 entschieden. 47
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